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Zusammenfassung

Der Anteil der in der DDR lebenden Ausländer an der Gesamt­
bevölkerung war vergleichsweise gering. Die meisten Ausländer hielten 
sich nur für einen begrenzten Zeitraum in der DDR auf, um dort zu 
studieren, eine berufliche Ausbildung zu erwerben oder um dort im 
Rahmen von Regierungsabkommen erwerbstätig zu sein. Regierungs­
abkommen wurden vor allem mit Mitgliedstaaten des RGW abge­
schlossen. Die Arbeitsaufenthalte hatten zunächst Ausbildungs­
charakter, dienten in den späteren Jahren aber vor allem zur Aufrecht­
erhaltung des Wirtschaftsprozesses der DDR. Da der Aufenthalt 
befristet war, war eine Integration der Ausländer nicht vorgesehen. 
Somit entfielen auch alle Informationen über die in der DDR lebenden 
Ausländer, ihre Situation dort sowie in den jeweiligen Heimatländern. 
Öffentlichkeitsarbeit leistete als erste Ende der achtziger Jahre die 
evangelische Kirche, die auch nach der Wende eine aktive Ausländer­
arbeit betrieb, auf der dann die Arbeitsgruppe Ausländerarbeit beim 
Zentralen Runden Tisch der DDR aufbauen konnte.
Nach der Herstellung der Deutschen Einheit gelten - mit entsprechenden 
Übergangsfristen - auch in den neuen Bundesländern die ausländer­
rechtlichen Regelungen der BRD.

Summary

The percentage of foreigners living in the (former) GDR was 
comparatively low. Most of them stayed only for rather limited periods 
of time to pursue studies in vocational or higher education or to work in 
branches and jobs specified in bilateral governmental treaties. Such 
governmental arrangements were mainly concluded with COMECON 
member states. Originally, such arrangements were primarily 
educational in orientation, but increasingly they turned towards 
supporting and meeting the labor force requirements of the GDR. Since 
the stay in the GDR was always conceived for a limited time-period 
only, the social integration of foreigners was not deemed to be a goal or 
issue. Partly because of this overall perspective, information on the 
living conditions of foreigners in the GDR and in their countries of 
origin and return was virtually unavailable. It was only in the second 
half of the eighties that the Protestant Church began to get involved in 
the problems of foreigners in the GDR; this commitment grew stronger 
after the change in requime and eventually provided the basis for the 
committee on the Support of Foreigners of the Central Round Table. 
After unification - and except for some differing provisions valid for a 
short period of transition - the relevant laws of the FRG became 
applicable in the new Länder.



1

Ausländer in der DDR und in den neuen Bundesländern

Ausiänderrechtl^ Regelungen in der DDR

In Artikel 5 der Verfassung der DDR von 1949 wird die 
"Aufrechterhaltung und Wahrung freundschaftlicher Beziehungen zu 
allen Völkern" zur Pflicht der Staatsgewalt erklärt. Die Verfassung 
von 1968/74 bestätigt diese Feststellung: "Die Deutsche 
Demokratische Republik ... pflegt auf der Grundlage der 
Gleichberechtigung und gegenseitigen Achtung die Zusammenarbeit 
mit allen Staaten." (Art. 6 II) Ein Recht für Ausländer auf 
Zuwanderung oder Aufenthalt wurde daraus jedoch nicht abgeleitet. 
Ausländer kamen vielmehr auf Grund politischer, kultureller und 
wirtschaftlicher Beziehungen in die DDR.

Die Zahl der in der DDR lebenden Ausländer war zunächst gering. Bis 
Mitte der 60er Jahre kamen überwiegend Studenten in die DDR. Erste 
Verträge über die Aufnahme von Arbeitskräften gab es 1965/66 mit 
Polen und 1967 mit Ungarn. Mitte der 80er Jahre dürften sich etwa 
30.000 ausländische Arbeitskräfte und 10.000 ausländische 
Studenten in der DDR aufgehalten haben (Elsner, 1990, S. 158 und 
Last/Schaefer, 1991, S. 97). Ende 1989 wurden insgesamt 191.200 
Ausländer gezählt, davon waren 30 Prozent Frauen. Der Anteil der 
Ausländer an der Gesamtbevölkerung betrug 1,2 Prozent 
(Statistisches Jahrbuch 1991, S. 72). Drei Viertel aller Ausländer 
waren zwischen 20 und 40 Jahre alt, 70 Prozent waren erwerbstätig. 
Die stärkste Ausländergruppe bildeten zu diesem Zeitpunkt die 
Vietnamesen (31 %), gefolgt von Mocambiquanern, Bürgern der UdSSR 
(jeweils 8 %) und Ungarn (7 %).Die Ausländer lebten in der DDR vor 
allem, um dort zu studieren (5 %), eine Ausbildung abzuschließen (15 
%) oder um für eine begrenzte Zahl von Jahren dort zu arbeiten (56 %). 
Entsprechend hatten nur 23 Prozent aller Ausländer ihren ständigen 
Wohnsitz in der DDR (vgl. Tabellen 1 und 2). Nicht berücksichtigt sind 
in diesen Zahlen die kaserniert lebenden etwa 380.000 sowjetischen 
Soldaten und ihre etwa 200.000 Familienangehörigen (Hartmann, 
1991, S. 1138)



2

Tabelle 1: Ausländer in der DDR nach ausgewählten Merkmalen 1989

Merkmals- Ausländer
gruppen insgesamt Männer Frauen

Insgesamt 191. 190 134.204 56.986

Altersgruppe in %
unter 20 7,4 5,8 11,5
20 bis unter 40 74,4 75,9 70,7
40 bis unter 60 15,6 16,4 13,9
60 oder mehr 2,5 2,0 3,9

zusammen 100 100 1 00

Bevölkerungsgruppe
Berufstätige 55,5 61,4 41,5
Studenten 5,3 5,9 3,9
Lehrlinge 15,1 15,4 14,5
Übrige 24,0 17,3 40,0

zusammen 100 100 100

Aufenthaltsstatus
Ständiger Wohnsitz 22,6 a) 16,6 a) 37,1
Aufenthaltsberechtigunc 77,4 a) 83,4 a) 62,9

zusammen 100 100 100

a) Veröffentlicht ist der Aufenthaltsstatus von Männern, Frauen und Kindern. Die 
Verteilung der Kinder nach dem Geschlecht wurde entsprechend der Geschlechter- 
verteilung der unter 20jährigen geschätzt.

Quelle: Fleischer, 1990, S. 544; Statistisches Amt der DDR, 1990, S. 21;
Stach, 1991, S. 9.



Tabelle 2: Ausländer nach ausgewählten Staatsangehörigkeiten in der DDR 1989

Herkunftsland/
Staatsangehörigkeit

Anzahl
absolut %

Ausländer
insgesamt 191.190 100,0
darunter
Vietnam 60.067 31,4
Polen 51.700 27,1
Mosambique 15.483 8,1
Sowjetunion 14.885 7,8
Ungarn 13.424 7,0
Kuba 7.999 4,2
Bulgarien 4.939 2,6
Jugoslawien 2.100 1,1
Tschechoslowakei 3.218 1,7
Angola 1.358 0,7
Rumänien 1.162 0,6

Quelle: Statistisches Bundesamt, Statistisches Jahrbuch 1991, S. 72 
sowie Fleischer, 1990, S. 544.
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Rechte und Pflichten der Ausländer waren geregelt durch 
die Verordnung über den Aufenthalt von Ausländern im Gebiet der 
DDR (Ausländerverordnung - AusIVO) vom 14. Dezember 1957 
(GBl. I S. 1) 
das Gesetz über die Gewährung des Aufenthalts für Ausländer in 
der Deutschen Demokratischen Republik (Ausländergesetz) vom 
28. Juni 1979 (GBl. I S. 149) 
die Anordnung über den Aufenthalt von Ausländern in der 
Deutschen Demokratischen Republik (Ausländeranordnung - AAO) 
vom 28. Juni 1979 (GBl. I S. 154) 
die bis zum 9. November 1989 streng geheimen bilateralen 
Regierungsabkommen über die Bereitstellung von Studienplätzen 
sowie über die zeitweilige Beschäftigung ausländischer 
Werktätiger in Betrieben der Deutschen Demokratischen Republik 
die Rahmenrichtlinien zur Durchführung von Regierungsabkommen 
zwischen der Deutschen Demokratischen Republik und anderen 
Staaten über die zeitweilige Beschäftigung ausländischer 
Werktätiger in Betrieben der Deutschen Demokratischen Republik 
vom 1. Juli 1980 
die Ergänzenden Richtlinien zur Unterbringung vom 8. Februar 
1982.

Ausländergesetz und Ausländeranordnung boten nur einen groben 
rechtlichen Rahmen, detaillierte, zum Teil länderspezifische 
Regelungen wurden in den Regierungsabkommen getroffen. Das 
Ausländergesetz enthielt Bestimmungen über Erfordernis und 
Erteilung der Aufenthaltsgenehmigung (§§ 3 und 6), die 
Rechtsgleichheit von Ausländern mit Deutschen (§ 4), die 
Zuständigkeit des Ministerrates für Asylgesuche (§ 5), die 
Ausreisepflicht (§ 7) und den Ausweisungsgewahrsam (§ 8). Während 
nach § 4 der AusIVO von 1957 die Ausländer noch das Recht hatten 
"sich an jedem Ort in der DDR beliebig lange aufzuhalten, soweit in 
der Aufenthaltsberechtigung keine örtliche oder zeitliche Begrenzung 
des Aufenthalts eingetragen ist", ist in § 6 III des Ausländergesetzes 
von 1979 festgelegt, daß die Aufenthaltsgenehmigung ohne 
Begründung zeitlich und örtlich beschränkt, versagt oder für ungültig 
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erklärt werden kann. Nach § 2 AAO erhielten Ausländer bei ständigem 
Wohnsitz eine Aufenthaltserlaubnis in Form eines besonderen 
Personalausweises. In der Regel waren dies mit DDR-Bürgern 
verheiratete Ausländer. Bei länger befristetem Aufenthalt zum Zweck 
der Berufsausbildung, Berufsausübung oder des Studiums wurde eine 
Aufenthaltsgenehmigung in Form eines Stempeleindrucks in den 
Heimatpaß erteilt, bei kurz befristetem Aufenthalt aus beruflichen, 
privaten oder touristisches Gründen wurde eine 
Aufenthaltsberechtigung ausgestellt (§ 1 III und IV AAO).

Für die Betreuung der Ausländer war nicht ein Ministerium zuständig, 
die Ausländer wurden vielmehr je nach Gruppenzugehörigkeit 
unterschiedlichen Ministerien unterstellt: die ausländischen 
Arbeitnehmer dem Ministerium für Arbeit und Löhne, die Studenten 
dem Hoch- und Fachschulministerium, die Auszubildenden dem 
Volksbildungsministerium, die Ausländer mit ständigem Wohnsitz 
dem Ministerium des Innern (Henke, 1990, S. 61).

Da die Bereitstellung von Studien- und Arbeitsplätzen auf der Basis 
des Rotationsprinzips erfolgte und Ehen mit Ausländern, die 
grundsätzlich staatlicher Zustimmung bedurften (Rahmenrichtlinien 
vom 1. Juli 1980), nur zögernd genehmigt wurden, zählte die DDR- 
Regierung die Integration von Ausländern sowie generell eine 
Information der Öffentlichkeit über die staatliche Ausländerpolitik 
nicht zu ihren Aufgaben. So wurden die Regierungsabkommen und die 
Rahmenrichtlinien für deren Durchführung grundsätzlich nicht 
veröffentlicht. Informationen über die in der DDR lebenden und 
arbeitenden Ausländer wurden nicht zur Verfügung gestellt, da das ZK 
der Auffassung war, "daß es nicht nötig ist, diese Dinge auszubreiten'’ 
(Schröder, 1990, S. 112).

Völlig überraschend wurde dagegen im März 1989 - vor der Wende - 
das Kommunalwahlrecht für Ausländer eingeführt, wonach 85.000 
Ausländer, die das 18. Lebensjahr vollendet und mindestens sechs 
Monate in der DDR gelebt hatten, sich aktiv und passiv an den 
Kommunalwahlen im Mai 1989 beteiligen konnten (Gesetz über das 
Wahlrecht für Ausländer bei Kommunalwahlen vom Februar 1989).
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Diese Entscheidung der DDR-Regierung erfolgte vermutlich in der 
Absicht, entsprechende Diskussionen in der BRD zu beeinflussen.

Durch Ergänzung des Artikel 22 der Verfassung der DDR am 20. 
Februar 1990 konnten 41.000 Ausländer mit einer Aufenthaltsdauer 
von zwei Jahren auch an der ersten freien Kommunalwahl der DDR am 
6. Mai 1990 aktiv und passiv teilnehmen (vgl. Comnichau, 1990 S. 
1438 sowie Zschalich, 1990, S. 163 - 167).

Öffentlichkeitsarbeit leistete als erste die evangelische Kirche im 
Jahr 1988 mit der Einrichtung der Kommunikationscafes CABANA und 
der Installation einer Pfarrstelle für Ausländerarbeit (Henke, 1990, 
S. 62). Kurz nach Öffnung der Mauer bildete sich die Arbeitsgruppe 
"Ausländerfragen/Regenbogen" (später "Arco Iris”), die sich für ein 
produktives Zusammenleben von In- und Ausländern einsetzte. Im 
Dezember 1989 veranstaltete das Ökumenisch-Missionarische 
Zentrum (ÖMZ), das schon vor dem Oktober 1989 aktive 
Ausländerarbeit betrieben hatte, eine Anhörung zur Situation der 
ausländischen Arbeitnehmer in der DDR. Der Zweck der Veranstaltung 
bestand darin, auf die schwierige Situation der ausländischen 
Werktätigen hinzuweisen und die Offenlegung der entsprechenden 
Regierungsabkommen zu fordern (vgl. Hussain, 1991, S. 28 ff.). Im 
Januar 1990 wurde die Arbeitsgruppe Ausländerarbeit beim zentralen 
Runden Tisch der DDR einberufen, im März 1990 folgte die Ernennung 
einer Ausländerbeauftragten beim Ministerrat der DDR im Rang eines 
Staatssekretärs. Die Aufgaben dieses Amtes wurden 1991 - nach dem 
Beitritt - den Ländern übertragen. Als erstes der neuen Bundesländer 
berief Brandenburg zum 1.4.1991 eine Ausländerbeauftragte.

Die veränderte Situation der DDR nach dem 9. November 1989 machte 
es möglich, die die Ausländer betreffenden gesetzlichen Regelungen 
zu überarbeiten. Im Sommer 1990 wurden folgende Verordnungen 
erlassen:

Verordnung über die Veränderung von Arbeitsrechtsverhältnissen 
mit ausländischen Bürgern, die auf der Grundlage von 
Regierungsabkommen in der DDR beschäftigt und qualifiziert 
werden vom 13. Juni 1990 (GBl. I S. 398)
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Durchführungsbestimmung zur Verordnung über die Veränderung 
von Arbeitsrechtsverhältnissen mit ausländischen Bürgern, die 
auf der Grundlage von Regierungsabkommen in der DDR 
beschäftigt und qualifiziert werden vom 13. Juni 1990 (GBl. I S. 
666)
Durchführungsverordnung zum Gesetz über die Gewährung des 
Aufenthaltes für Ausländer in der Deutschen Demokratischen 
Republik - Ausländergesetz - über die Gewährung von Asyl 
(Asylverordnung) vom 11. Juli 1990 (GBl. I S. 868) 
Durchführungsverordnung zum Gesetz über die Gewährung des 
Aufenthaltes für Ausländer in der Deutschen Demokratischen 
Republik - Ausländergesetz - zur Gewährung des Wohnsitzes bzw. 
des länger befristeten Aufenthaltes (Wohnsitzverordnung) vom 
11. Juli 1990 (GBl. I S. 869)
Verordnung über finanzielle Leistungen bei vorzeitiger 
Beendigung der Beschäftigung ausländischer Bürger in 
Unternehmen der DDR vom 18. Juli 1990 (GBl. I S. 813).

Die Asylverordnung wurde am 3. Oktober 1990 entsprechend Artikel 8 
des Einigungsvertrages durch das Asylverfahrensgesetz der BRD vom 
16. Juli 1982 abgelöst. Das Ausländergesetz, die Wohnsitzverordnung 
und die Verordnung über finanzielle Leistungen traten am 31. 
Dezember 1990 außer Kraft (Einigungsvertrag Kapitel III Abschnitt 
III bzw. Kapitel VIII, Abschnitt III). Dagegen behielten die Verordnung 
über die Veränderung von Arbeitsverhältnissen mit ausländischen 
Bürgern, die auf der Grundlage von Regierungsabkommen in der DDR 
beschäftigt und qualifiziert werden, sowie die zugehörigen 
Durchführungsbestimmungen ihre Gültigkeit (Einigungsvertrag Kapitel 
VIII, Abschnitte I und III). Im übrigen trat mit dem Wirksamwerden 
des Beitritts in den fünf neuen Bundesländern Bundesrecht in Kraft.
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Ausländische Studenten in der DDR 

1951 wurden die ersten ausländischen Studenten an Fachschulen und 
Hochschulen der DDR immatrikuliert. 1960 studierten etwa 2.500 
Ausländer in der DDR, 1983 etwa 10.000 und 1989 schließlich 13.200. 
Ihr Anteil an den Studierenden im Fachschul- und im
Hochschulstudium insgesamt betrug 1960 knapp 2 Prozent, 1989 
knapp 5 Prozent (Last/Schaefer, 1991, S. 97/98), davon konnten 38 
Prozent ihre gesamte Studienzeit in der DDR verbringen (vgl. Tab. 3). 
Das Studium von Ausländern wurde durch Regierungsabkommen 
geregelt, zentral organisiert und staatlich gefördert. Studienfach und 
Studienort wurden vorgegeben, eine individuelle Wahl war nicht 
möglich.

Mit der Vergabe von Studienplätzen wurden vor allem zwei Ziele 
verfolgt: Unterstützung der Entwicklungsländer und nationaler 
Befreiungsbewegungen sowie Stärkung und Festigung der 
sozialistischen Staatengemeinschaft (Last/Schaefer, 1991, S. 11). 
Diese Politik spiegelt sich auch in der Liste der Herkunftsländer mit 
den höchsten Studentenzahlen in der DDR. Mindestens seit Ende der 
70er Jahre zählen dazu Polen, die CSSR, die UdSSR, Vietnam, Ungarn, 
Bulgarien, Syrien, Äthiopien, Kuba und die Mongolei (Last/Schaefer, 
1991, S. 33/34).

Die Kosten für die Ausbildung trug die DDR, wobei allerdings ein 
Großteil der Mittel aus den Solidaritätsbeiträgen der Mitglieder des 
FDGB sowie aus Spenden von parteinahen Institutionen stammte. Mit 
den ost- und südosteuropäischen Staaten gab es darüber hinaus 
Absprachen über den gegenseitigen Austausch von Studienplätzen, 
wobei jedoch stets Ungleichgewichte bestanden: Die UdSSR und 
Rumänien bildeten weit mehr Studenten aus der DDR aus als sie 
selbst Studenten in die DDR schickten, während die DDR in den übrigen 
osteuropäischen Ländern weniger Studienplätze belegte als Studenten 
von dort in die DDR kamen. Etwa ab Ende der 70er Jahre wurde wegen 
zunehmender wirtschaftlicher Schwierigkeiten versucht, nicht­
sozialistische Entwicklungsländer an den Studienkosten ihrer 
Studenten zu beteiligen bzw. Studienplätze an finanzstarke
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Tabelle 3: Ausländische Studierende nach Studientyp im Studienjahr 1979/80 und 1989/90

Studientyp 1979/80 in % 1989/90 in %

Studierende insgesamt 7.787 100 13.156 100
Hochschulstudium 3.627 46,6 5.009 38,0
Zusatzstudium mit Hochschulabschluß 998 12,8 65 0,5
Teilstudium 657 8,4 1.866 14,2
Aspirantur 744 9,5 1.359 10,3
Postgradual/Zusatzstudien/Lehrgänge a) - - 2.725 20,7
Fachschulen 940 12,1 665 5,0
Fachschullehrgänge - - 337 2,6
Sprachvorbereitung 821 10,5 1.131 8,6

a) bei Zusatzstudien erfaßt

Quelle: Last/Schaefer, 1990, S. 100.
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Entwicklungsländer zu verkaufen. Ende der 80er Jahre wurde dieser 
Versuch auch auf die sozialistischen Länder ausgedehnt, wobei 
angestrebt war, das Ungleichgewicht zwischen den Austausch­
studienplätzen zu beseitigen bzw. die Finanzierung der über das 
vereinbarte Kontingent hinausgehenden Studienplätze dem jeweiligen 
Herkunftsland zu übertragen (vgl. Last/Schaefer, 1991, S. 11 ff.).

Studenten, deren Studium von der DDR finanziert wurde, erhielten 
eine Aufenthaltsgenehmigung für die gesamte Dauer ihres Studiums. 
Studenten, deren Aufenthalt auf andere Weise finanziert wurde, 
mußten dagegen ihre Aufenthaltsgenehmigung jährlich verlängern 
lassen. In jedem Fall mußten die Studenten nach Abschluß ihrer 
Ausbildung in ihre Heimatländer zurückkehren. Ein Verbleib in der DDR 
war häufig auch dann nicht möglich, wenn sie dort mittlerweile eine 
Familie gegründet hatten (Thomä-Venske, 1990, S. 126/127).

Mit der Wiedervereinigung der beiden deutschen Staaten entfiel 
sowohl das Prinzip der staatlichen Finanzierung des 
Ausländerstudiums und der vertraglich vereinbarten 
Austauschkontingente als auch die Finanzierung von Studienplätzen 
aus Solidaritätsmitteln. Um zu verhindern, daß ausländische 
Studenten ihre Ausbildung wegen fehlender finanzieller Mittel 
abbrechen, wurden die Regierungsstipendien vom DAAD, die SED- 
Stipendien von der PDS übernommen. Allerdings mußten die 
Studierenden zum Teil ihren Studienaufenthalt verlängern, weil - 
ebenso wie für ihre deutschen Kommilitonen - im Zuge der 
Veränderungen des Hochschulsektors ein Wechsel der Fachrichtung 
oder Zusatzstudien notwendig wurden. Für erstmalig in den neuen 
Bundesländern Studierende gelten nun allerdings dieselben 
Bedingungen wie in den alten Bundesländern, d.h. sie müssen sich 
selbst um Stipendien bewerben und in ihren Heimatländern eine 
Aufenthaltsbewilligung zu Studienzwecken bei den 
Auslandsvertretungen der BRD beantragen, was vor allem 
Studienanfänger aus Ost- und Südosteuropa vor große Problem stellen 
dürfte. Allerdings ging die Gesamtzahl der ausländischen Studenten 
an Hochschulen in den neuen Bundesländern nur geringfügig zurück. Im 
Wintersemester 1990/91 wurden 4.800 Ausländer, 1989/90 dagegen
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5.000 Ausländer an ostdeutschen Hochschulen gezählt, das sind 
jeweils knapp 4 Prozent aller dort immatrikulierten 
Hochschulstudenten. In den alten Bundesländern betrug ihr Anteil zum 
selben Zeitpunkt gut 6 Prozent.

Ausländische Arbeitskräfte in der DDR

Ausländische Arbeitskräfte kamen zum größten Teil aufgrund von 
Regierungsabkommen in die DDR, die vor allem mit Staaten 
geschlossen wurden, die Mitglieder bzw. assoziierte Mitglieder des 
Rates für gegenseitige Wirtschaftshilfe (RGW) waren oder dort einen 
Beobachterstatus hatten. Hintergrund dieser Abkommen war die 
Absicht, Menschen auszubilden und parallel dazu in den jeweiligen 
Heimatländern Produktionsbetriebe zu errichten, in denen die 
erworbenen Kenntnisse eingesetzt werden konnten. "Insgesamt 
handelte es sich hierbei um eine Solidaraktion, die zunächst durchaus 
nicht zum Vorteil der DDR-Wirtschaft war." (Buchhorn, 1991, S. 68) 
Erste bilaterale Verträge gab es mit Polen (1965/66, Neuregelung 
1988) und Ungarn (1967 und 1973). Es folgten Verträge mit Algerien1 
(1974), Kuba (1978), Mocambique (1979), Vietnam (1980), Angola 
(1984) und der VR China (1986). In der Regel handelte es sich um auf 
vier bis fünf Jahre befristete Arbeitsverträge mit einer Obergrenze 
von maximal 10 Jahren Aufenthalt (Buchhorn, 1991, S. 68). Die 
Verheiratung mit einem DDR-Bürger entband nicht generell von der 
Rückkehrpflicht. In manchen Fällen war jedoch ein Verbleib in der DDR 
bei Zahlung von Ablösegeldern an die Heimatstaaten möglich (vgl. 
Stach, 1991, S. 13). Die Zahl der jährlich in der DDR zu 
Ausbildungszwecken Beschäftigten war zunächst gering. Erst Mitte 
der achtziger Jahre erhöht sie sich auf 30.000. Zugleich trat der 
Ausbildungscharakter dieser befristeten Aufenthalte in den 
Hintergrund. Die ausländischen Arbeitskräfte wurden vor allem zur 
Aufrechterhaltung des eigenen Wirtschaftsprozesses eingesetzt.

1 Erhebliche Differenzen über die Behandlung der Algerier in der DDR führten dazu, daß 
Algerien ein Gesetz gegen die Ausbeutung algerischer Staatsbürger durch fremde Staaten 
erließ, das Regierungsabkommen mit der DDR kündigte und alle Algerier aus der DDR 
abzog (vgl. Thomä-Venske, 1990, s. 126).
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Hierfür wurden laufend mehr ausländische Arbeitskräfte benötigt: 
1986 belief sich ihre Zahl auf 53.000, 1988 auf 85.000. Ende 1989 
waren 91.000 ausländische Arbeitskräfte aufgrund von 
Regierungsabkommen im Einsatz. Genaue Daten über die Verteilung 
nach der Staatsangehörigkeit liegen nicht vor. Für 1989 wurden als 
Obergrenze genannt: 60.000 Vietnamesen, 16.000 Mocambiquaner, 
9.000 Kubaner, 7.000 Polen und 1.000 Angolaner. Hinzukommen noch 
etwa 1.000 Staatsbürger aus der VR China und 600 Staatsbürger aus 
der Koreanischen DVR, die sich aufgrund von Ministervereinbarungen 
in der DDR aufhielten, 20.000 - 40.000 Werktätige, vor allem Polen, 
die einen Arbeitsvertrag mit polnischen Außenhandelsfirmen, nicht 
mit DDR-Betrieben hatten und überwiegend auf der Grundlage von 
Bau- und Montageabkommen in der DDR arbeiteten sowie eine nicht 
bekannte Zahl von Arbeitskräften, die kurzfristig im Rahmen von 
Betriebskontakten, Jugendaustausch u.a. in der DDR beschäftigt 
wurden (vgl. Schröder, 1990, S. 114 sowie Thomä-Venske, 1990, S. 
126). Nach polnischen Quellen sollen Anfang 1990 über 100.000 Polen 
in der DDR gearbeitet haben, etwa 87.000 aufgrund internationaler 
Abkommen und zwischen 20.000 - 30.000 mit individuellen Verträgen 
(vgl. Stach, 1991, S. 9).

Für die Arbeitsaufnahme in der DDR kamen vor allem Menschen im 
Alter von 18 bis 35 Jahren (Facharbeiter) bzw. im Alter bis 40 Jahren 
(Hochschulabsolventen) in Frage (vgl. Grundmann u.a., 1991, S. 13), die 
sich - ähnlich wie die von der BRD angeworbenen Gastarbeiter - im 
Heimatland einer eingehenden Gesundheitssprüfung unterziehen 
mußten. Für die Dauer ihres Aufenthaltes erhielten sie eine 
Aufenthaltsgenehmigung. Nach ihrem Eintreffen in der DDR wurde den 
Werktätigen ein Arbeitsplatz angewiesen. Ein Arbeitsplatzwechsel 
war nicht möglich. Zwischen dem Werktätigen und dem einstellenden 
Betrieb wurde ein Arbeitsvertrag geschlossen, der die dem 
Regierungsabkommen und den Rahmenrichtlinien entsprechenden 
Einsatzkonzeptionen enthielt. So mußten alle ausländischen 
Arbeitskräfte im ersten Einsatzjahr einen Einführungslehrgang 
besuchen, der z.B. für Kubaner drei bis vier Wochen, für Angolaner und 
Mocambiquaner bis zu fünf Monaten dauerte. Für diese Zeit wurde der 
gesetzliche Mindestlohn - etwa 400 Mark - bezahlt. Vermittelt
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wurden in diesem Lehrgang Grundkenntnisse der deutschen Sprache 
und der vorgesehenen Tätigkeiten sowie arbeits- und sozialrechtliche 
Bestimmungen. Im zweiten Einsatzjahr war fachbezogener 
Deutschunterricht und die Qualifizierung auf Teilgebieten von 
Ausbildungsberufen vorgesehen, im dritten und vierten Einsatzjahr 
der Erwerb der Facharbeiterqualifikation und weiterer 
Befähigungsnachweise (vgl. Elsner, 1990, S. 161). Darüberhinaus 
konnten die ausländischen Arbeitnehmer bis zu 15 Tagen im Jahr für 
Weiterqualifizierung freigestellt werden. Für diese Zeit erhielten sie 
einen Durchschnittslohn. Nach Thomä-Venske wurde von dieser 
Möglichkeit selten Gebrauch gemacht, weil die 
Qualifizierungsmaßnahmen ’’weder in der DDR noch in ihrem 
Herkunftsland eine Verbesserung der Lohnaussichten oder der 
Arbeitsmarktchancen bewirkten und dem relativ hohen 
Ausbildungsstand der Arbeiter nicht angemessen waren (1990, S. 
129)”.

Eine vorzeitige Auflösung des Arbeitsverhältnisses war möglich, 
wenn sich der Arbeitnehmer Pflicht- oder Gesetzesverletzungen 
zuschulden kommen ließ, ferner wenn der Betrieb die Festlegungen 
des Arbeitsvertrages nicht einhalten konnte oder wenn höhere 
Interessen des Heimatlandes die Rückkehr erforderten (vgl. Elsner, 
1990, S. 159). 1989 - vor der Wende -mußten zum Beispiel 774 
ausländische Werktätige wegen "grober Verletzung der Normen” die 
DDR verlassen (vgl. Schröder, 1990, S. 116).

Zu den Pflichtverletzungen zählten offenbar auch Schwangerschaften. 
Die betroffenen Frauen konnten nur zwischen 
Schwangerschaftsabbruch oder Rückkehr in die Heimat wählen. Viele 
Frauen sahen sich zur Abtreibung gezwungen, vor allem wenn sie mit 
ihren Arbeitseinkünften für den Unterhalt ihrer Familie im 
Heimatland zu sorgen hatten. Seit Anfang 1989 wurden schwangere 
Frauen nicht mehr gegen ihren Willen nach Hause geschickt. Sie 
konnten nach Ablauf des Wochenurlaubs (6 Wochen) ihre Arbeit wieder 
aufnehmen. Anspruch - wie die deutschen Frauen - auf Freistellung 
bis zum Ende des ersten Lebensjahres ihres Kindes bzw. - bei 
fehlendem Krippenplatz - bis zum Ende des dritten Lebensjahres
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hatten allerdings nur polnische Arbeitnehmerinnen (vgl. Elsner, 1990, 
S. 160).

Die ausländischen Werktätigen arbeiteten fast ausschließlich auf 
wenig attraktiven Arbeitsplätzen im produzierenden Bereich, vor 
allem in der Schwerindustrie (1989: 19 Prozent), im Maschinenbau 
(29 Prozent) und in der Leichtindustrie (39 Prozent - vgl. Freyer, 
1991, S. 132). Sie wurden häufig für weniger qualifizierte 
Tätigkeiten und im Schichtdienst eingesetzt, Anfang 1990 etwa zu 85 
Prozent.

Aus der Konzentration der ausländischen Werktätigen auf wenige 
Wirtschaftszweige sowie auf etwa 1.000 Betriebe (vgl. Barth, 1990, 
S. 27) ergab sich eine regionale Konzentration: In den industriellen 
Ballungsgebieten Chemnitz, Halle, Dresden und Leipzig lebte fast die 
Hälfte aller Ausländer (Statistisches Amt der DDR, 1990, S. 134). Die 
Unterbringung der Ausländer erfolgte grundsätzlich in 
Gemeinschaftsunterkünften, häufig in betonter Abgrenzung zur 
übrigen Bevölkerung, z.B. gab es keinen freien Zutritt zu den Heimen, 
alle Besucher unterlagen einer Anmelde- und Ausweispflicht. Die 
Ausstattung der Heime war exakt vorgegeben: Pro Person mindestens 
fünf Quadratmeter Wohnfläche, ein Bett, ein Kopfkissen, ein Stuhl, 
eine Tasse, je ein tiefer und ein flacher Teller sowie ein komplettes 
Besteck. Ein Raum durfte von jeweils höchstens vier Personen 
bewohnt werden, die Miete 30 Mark pro Person nicht übersteigen. 
Ehepaare hatten keinen Rechtsanspruch auf gemeinsame 
Unterbringung.

Ausländische Werktätige erhielten bei gleicher Arbeit den gleichen 
Lohn wie ihre deutschen Kollegen, sie zahlten die gleichen 
Sozialversicherungsbeiträge und hatten während ihres Aufenthaltes 
in der DDR die gleichen sozialversicherungsrechtlichen Ansprüche. 
Darüberhinaus erhielten sie pro Tag eine Trennungsentschädigung in 
Höhe von vier Mark, deutsche Werktätige dagegen von sieben Mark.
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Über ihre Arbeitseinkommen konnten die ausländischen Werktätigen 
nicht vollkommen frei verfügen: Da die DDR-Mark als Binnenwährung 
nicht ausgeführt werden durfte, wurde ihnen das Recht eingeräumt, 
für die Hälfte ihres Arbeitslohns Waren des persönlichen Bedarfs in 
ihre Heimatländer zu schicken. Eine Ausnahmeregelung gab es für 
Polen: Grenzpendler durften bis zu 100 Prozent, die übrigen bis zu 90 
Prozent ihres Arbeitslohns in Form von Gütern des täglichen Bedarfs 
nach Polen bringen. Durch die damit ausgelöste Nachfragesteigerung 
verschärften sich die auf den DDR-Märkten vorhandenen Engpässe so 
erheblich, daß die Warenausfuhr Ende der 80er Jahre kontingentiert 
wurde. Bekannt ist, daß Vietnamesen bei einer fünfjährigen 
Einsatzzeit in der DDR insgesamt zwei Fahrräder, zwei 
Mopeds/Motorräder und zwei Nähmaschinen nach Vietnam schicken 
durften, sofern dafür nicht mehr als 50 Prozent des 
Arbeitseinkommens aufgewendet werden mußte (Thomä-Venske, 
1990, S. 129). Möglicherweise gab es auch für Kubaner und 
Mocambiquaner derartige Regelungen. Schröder berichtet, daß sie am 
Ende ihres Aufenthaltes vor allem elektronische und Haushaltsgeräte, 
Möbel und Motorräder erwarben (S. 115).

Auf Wunsch der Partnerländer wurde darüberhinaus das 
Arbeitseinkommen nicht in voller Höhe in Mark ausgezahlt, vielmehr 
wurde ein Teil davon einbehalten und in der jeweiligen 
Landeswährung vergütet (Schröder, 1990, S. 115). Die Höhe der zu 
transferierenden Summe richtete sich nach den "unterschiedlichen 
ökonomischen Bedingungen der Abkommenspartner, insbesondere ... 
(danach), durch Lohntransfer keine zusätzlichen Störungen der Waren- 
Geld-Beziehungen im eigenen Land hervorzurufen oder die 
Inflationsgefahr zu vergrößern (Elsner, 1990, S. 160)".

Was darüber bekannt geworden ist, ist zum Teil widersprüchlich. 
Während Thomä-Venske berichtet, daß vietnamesische Werktätige 12 
Prozent ihres Arbeitslohns in ihre Heimat transferieren mußten (S. 
160), erklärt Schröder, daß die Vietnamesen von diesem Lohntransfer 
- ebenso wie die Polen - ausgenommen waren, die übrigen 
ausländischen Werktätigen aber auf Wunsch ihrer Regierungen 60 
Prozent des über 350 Mark liegenden Arbeitsverdienstes monatlich 
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abführen und in Landeswährung transferieren mußten (S. 115). Nach 
Stach bekamen die Mocambiquaner sogar nur die Hälfte ihres 
Arbeitslohnes ausbezahlt Die andere Hälfte soll ihnen erst nach 
Rückkehr in die Heimat zur Verfügung gestanden haben (Stach, 1991, 
S. 12). Die Überweisung der zu transferierenden Lohnanteile erfolgte 
zentral durch das Staatssekretariat für Arbeit und Löhne der DDR an 
die ausländischen Regierungen. Auch das Kindergeld, das für bis zu 
vier Kinder gezahlt wurde, sowie die anteiligen 
Sozialversicherungsbeiträge wurden auf diesem Weg zunächst den 
ausländischen Regierungen zur Verfügung gestellt. Wann und in 
welcher Höhe diese Mittel den Werktätigen wieder ausgezahlt wurden, 
konnte nicht zweifelsfrei ermittelt werden.

Der Urlaubsanspruch der ausländischen Werktätigen entsprach dem 
ihrer deutschen Kollegen. Darüberhinausgehende Bestimmungen, die 
den Heimaturlaub betrafen, wurden in den einzelnen Abkommen 
unterschiedlich geregelt: Polnische und ungarische Werktätige hatten 
- bei Übernahme der Fahrtkosten durch den Betrieb - jedes Jahr die 
Möglichkeit, den Urlaub in ihrer Heimat zu verbringen. Angolanische, 
kubanische und vietnamesische Werktätige konnten einmal während 
ihres gesamten Aufenthalts in der DDR Heimaturlaub nehmen, die 
Flugkosten nach Kuba und Vietnam übernahm der Betrieb, die nach 
Angola der Abkommenspartner. Der Heimaturlaub umfaßte 60 
Kalendertage, auf die der Urlaubsanspruch von 2 Jahren angerechnet 
wurde. Entstandene Differenzen wurden durch bezahlten Sonderurlaub 
ausgeglichen. Werktätige aus Mocambique erhielten nur einen, dann 
aber zehnwöchigen Heimaturlaub, wenn ihr auf vier Jahre befristeter 
Arbeitsvertrag verlängert worden war (Elsner, 1990, S. 161).

Die Öffnung der DDR-Grenzen brachte zunächst nur für die 
Werktätigen aus der VR China und aus der Koreanischen DVR eine 
Veränderung: auf Wunsch ihrer Regierungen mußten sie noch im 
November 1989 in ihre Heimatländer zurückkehren. Auch die 
kubanische Regierung hatte angeordnet, daß ihre Arbeitskräfte bis 
Ende 1990 zurückkehren, weil "die internationalistischen Motive in 
der Außenpolitik der sozialistischen Länder weggewischt sind und die
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Entwicklungsländer dem Imperialismus nun allein gegenüberstehen 
(zitiert nach Commichau, 1990, S. 1435)".

Aber auch die DDR-Regierung sah die Notwendigkeit, die 
Regierungsabkommen, die zum Teil noch bis 1995 gültig sind, 
entsprechend den veränderten ökonomischen und politischen 
Verhältnissen zu modifizieren. Neue Abkommen konnten zunächst mit 
Vietnam (13.4.1990), Mocambique (28.5.2990) und Angola (1.6.1990) 
ausgehandelt werden. Im Juni 1990 wurde mit der Verordnung über 
die Veränderung von Arbeitsrechtsverhältnissen mit ausländischen 
Bürgern, die auf der Grundlage von Regierungsabkommen in der DDR 
beschäftigt und qualifiziert werden, eine generelle Regelung für die 
ausländischen Werktätigen geschaffen, deren Arbeitsverhältnis aus 
zwingenden Gründen vorzeitig endet. Die Verordnung ist - wie bereits 
berichtet - noch immer gültig. Zwingende Gründe liegen vor, wenn ein 
Personalabbau zur Erhöhung der betrieblichen Rentabilität, wegen 
einer Umstellung des Produktionsprofils oder aus 
Umweltschutzgründen unumgänglich ist (§ 2). Vor der Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses sind alle Möglichkeiten zum Abschluß eines 
Änderungs- und Überleitungsvertrages zu nutzen (§ 4). Ist eine 
Kündigung - die Kündigungsfrist beträgt 4 Wochen - nicht zu 
vermeiden, ist für die Ausreise eine Frist von 3 Monaten zu gewähren 
(§ 3). In dieser Zeit haben die Ausländer Anspruch auf die Gewährung 
einer finanziellen Ausgleichszahlung in Höhe von 70 Prozent des 
bisherigen Nettodurchschnittslohns, auf Unterbringung im Wohnheim 
des Betriebes zu den Bedingungen des jeweiligen 
Regierungsabkommens sowie auf eine vom Betrieb bezahlte und 
organisierte Ausreise in den Heimatstaat (§ 5). Verfügt ein Betrieb 
nicht über die hierfür erforderlichen Mittel, werden die Kosten vom 
Staat übernommen (§ 1 der Verordnung über finanzielle Leistungen 
bei vorzeitiger Beendigung der Beschäftigung ausländischer Bürger in 
Unternehmen der DDR vom 18. Juli 1990). Zwischen Juli und Dezember 
1990 erhielten gekündigte ausländische Werktätige, die in ihre 
Heimatländer zurückkehrten, darüberhinaus eine Eingliederungshilfe 
in Höhe von DM 3.000 (§ 2 der Verordnung vom 18. Juli 1990).
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Möchte ein ausländischer Werktätiger trotz einer aus zwingenden 
Gründen vorzeitigen Kündigung nicht in seine Heimat zurückkehren, 
kann er bis zum Ablauf der ursprünglich vorgesehenen Vertragsdauer 
in der DDR bleiben. Er hat dann Anspruch auf einen vorübergehenden 
mindestens dreimonatigen Verbleib im bisherigen Wohnheim, auf die 
Erteilung einer Arbeitserlaubnis und einer Gewerbeerlaubnis, einer 
Vermittlung oder Umschulung durch das Arbeitsamt, sowie - bei 
Vorliegen der entsprechenden Voraussetzungen - auf 
Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe oder Kurzarbeitergeld (§ 6 der 
Verordnung vom 13. Juni 1990). Nach Ablauf der ursprünglich 
vereinbarten Vertragsdauer - die zuletzt abgeschlossenen 
Arbeitsverträge sind bis 1995 befristet - müssen alle ausländischen 
Werktätigen in ihre Heimatländer zurückkehren, es sei denn, sie haben 
einen Antrag auf ständigen Wohnsitz gestellt, was bis zum 
31.12.1990 möglich war, oder haben um Asyl nachgesucht (vgl. unten 
S. 17 bzw. S. 20). Für die Zeit bis zu ihrer Ausreise ist ihnen nach dem 
nun auch in den neuen Bundesländern gültigen Ausländergesetz vom 9. 
Juli 1990 eine Aufenthaltsbewilligung zu erteilen (§ 28 AusIG). Nach 
den vorliegenden Daten waren von den rd. 90.600 ausländischen 
Werktätigen, die Ende 1989 aufgrund von Regierungsabkommen in der 
DDR gelebt hatten, bis Ende September 1990 bereits 28.700 in ihre 
Heimatländer zurückgekehrt (ANBA, 1991, S. 721).

Die Eingliederung der Heimkehrer in ihren Heimatländern ist offenbar 
schwierig. Die in der DDR erworbenen beruflichen Erfahrungen können 
unmittelbar nur selten eingesetzt werden. Unterstützung bei der 
Gründung kleiner, marktgerechter Existenzen ist erforderlich. So hat 
sich die Bundesrepublik beispielsweise bereit erklärt, Mocambique zu 
diesem Zweck im Rahmen der bilateralen Hilfe 2,4 Millionen DM zur 
Verfügung zu stellen (vgl. Tagesspiegel vom 12.2.1992).

Ausländer..,mit ständigem Wohnsitz 'm der DDR

Neben den ausländischen Studenten und den ausländischen 
Werktätigen, die aufgrund von Regierungsabkommen und 
Ministervereinbarungen in die DDR kamen, lebten Ende 1989 noch etwa 
43.000 Ausländer in der DDR, die dort ihren ständigen Wohnsitz 
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hatten und im Besitz einer Aufenthaltserlaubnis waren. Zu ihnen 
zählten je 11.000 Bürger der UdSSR und Polens sowie 9.000 Ungarn 
(vgl. Barth, 1990, S. 27). Bei der Erteilung der Aufenthaltserlaubnis 
wurden nach einer Umfrage des Berliner Instituts für 
Sozialwissenschaftliche Studien offenbar Staatsangehörige der 
UdSSR und Ungarns, ältere Ausländer, Frauen und Hochqualifizierte 
bevorzugt (vgl. Tabelle 4).

Dabei handelte es sich weit überwiegend um Ausländer, die mit DDR- 
Bürgern verheiratet sind. Eheschließungen zwischen Deutschen und 
Ausländern waren genehmigungspflichtig, d.h. sie bedurften nach den 
Rahmenrichtlinien vom 1. Juli 1980 der Zustimmung der für das 
Personenstandswesen zuständigen Staatsorgane der DDR. Da Ehen 
zwischen DDR-Bürgern und Ausländern nicht erwünscht waren, 
dauerte die Genehmigung der Anträge häufig sehr lang. Die 
Antragstellung hob die Pflicht zur Ausreise bei Ablauf der 
Vertragsdauer nicht auf, eine Eheschließung nach der Ausreise und 
eine Rückkehr in die DDR war nicht möglich (vgl. Thomä-Venske, 
1990, S. 128 sowie Lubanda, 1990, S. 3). Die Genehmigungspflicht für 
Eheschließungen mit Ausländern ist seit dem 11. Januar 1990 durch 
das Gesetz zur Anpassung rechtlicher Regelungen an das Reisegesetz 
(GBl. I S. 10) aufgehoben.

Nach der ab 1.8.1990 gültigen Wohnsitzverordnung konnte bis 
31.12.90 ein ständiger Wohnsitz oder länger befristeter Aufenthalt in 
der DDR beantragt werden wegen Eheschließung, 
Familienzusammenführung, Berufsausbildung, Berufsausübung oder 
Studium (§ 2), vorausgesetzt der Antragsteller konnte einen 
gesicherten Lebensunterhalt und angemessenen Wohnraum 
nachweisen, hatte nicht gegen DDR-Gesetze verstoßen und gefährdete 
nicht die innere Sicherheit der DDR (§ 5). Von dieser Möglichkeit 
haben bis November 1990 ca. 6.000 Ausländer Gebrauch gemacht.

Da ab 1.1.1991 das Ausländergesetz vom 9. Juli 1990 (BGBl. I S. 1354, 
1356) auch in den neuen Bundesländern gilt, müssen alle 
Aufenthaltstitel in fortgeltende Aufenthaltsrechte umgewandelt 
werden. Nach den Rundschreiben des Bundesministeriums des Inneren
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Tabelle 4: Ausländer nach Aufenthaltsstatus und ausgewählten Merkmalen 1990, in Prozent

Ausgewählte 
Merkmale

Aufenthaltserlaubnis 
(unbefristet) 

%

Aufenthaltsgenehmigung 
(befristet) 

%

Herkunftsland
UdSSR 96,4 3,6
Polen 15,4 84,6
Ungarn 78,4 21,6
Vietnam 8,5 91,5

Altergruppen
bis unter 30 Jahr 16,5 83,5
30 bis unter 40 Jahre 50,0 50,0
40 bis unter 50 Jahre 72,7 27,3
älter als 50 Jahre 94,6 5,4

Geschlecht
männlich 35,6 64,4
weiblich 60,3 39,7

Qualifikation
kein Abschluß 11,9 88,1
Facharbeiter, Meister 24,6 75,4
Fach- oder Hochschul­ 65,0 35,0
abschluß

Quelle: Grundmann u.a. 1991, S. 12.
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an die Innenminister der fünf neuen Länder vom 28.12.1990 und vom 
19.2.1991 sind die bis 31.12.1990 erteilten Aufenthaltstitel wie 
folgt zu überführen:

die mit dem ständigen Wohnsitz verbundene Aufenthaltserlaubnis 
gilt fort als unbefristete Aufenthaltserlaubnis bzw. als 
Aufenthaltsberechtigung, wenn der Aufenthalt 8 Jahre 
übersteigt, 
die mit dem länger befristeten Aufenthalt verbundene 
Aufenthaltsgenehmigung gilt fort als zweckgebundene 
Aufenthaltsbewilligung, 
die für kurzfristige Aufenthalte aus dienstlichen, privaten oder 
touristischen Gründen bewilligte Aufenthaltsberechtigung wird, 
wenn die im Ausländergesetz geltenden Anforderungen erfüllt 
sind, in eine Aufenthaltsbewilligung umgewandelt (vgl.
Ausländerbeauftragte des Landes Brandenburg, 1991, S. 7).

Die Überführung setzt allerdings voraus, daß die 
Aufenthaltsgenehmigung nach dem Recht der DDR zum Zeitpunkt der 
Herstellung der deutschen Einheit (3.10.1990) noch gültig war. 
Verlegte ein Ausländer seinen Wohnsitz vor dem 3. Oktober 1990 von 
der DDR in die BRD, erlosch seine Aufenthaltsgenehmigung in der DDR 
und damit sein Anspruch auf eine entsprechende 
Aufenthaltsgenehmigung für die Zeit nach dem 3. Oktober 1990 
(Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg, A 16 S 1239/91).

Der Umwandlung von DDR-Aufenthaltstiteln in fortgeltende 
Aufenthaitsrechte wurde zum Teil heftig widersprochen. So weist Cu 
darauf hin, daß der Arbeitskräftemangel in der DDR-Wirtschaft dazu 
geführt habe, daß der Aufenthalt von Werktätigen, die im Rahmen von 
Regierungsabkommen in der DDR arbeiteten, nach Ablauf der 
festgelegten Einsatzdauer verlängert werden konnte: "Über den Text 
der Regierungsabkommen hinaus entwickelte sich bei deren 
Umsetzung eine Art von Gewohnheitsrecht oder ein Vertrauensschutz, 
der die zeitliche Begrenzung des Aufenthaltsstatus und die 
Zweckgebundenheit des Aufenthalts relativierte." (Cu, 1992, S. 22) 
Daraus leitet Cu ab, daß diesem Personenkreis eine unbefristete 
Aufenthaltserlaubnis bzw. eine Aufenthaltsberechtigung erteilt



22

werden müßte. Buchhorn macht dagegen generell darauf aufmerksam, 
daß auf diese Weise "die alten, meist willkürlich verliehenen DDR- 
Titel posthum eine Art rechtsstaatliche Legitimation erfahren" und 
damit, wie "in kaum einem anderen Lebensbereich geradezu nahtlos an 
die real existierende DDR-Unrechtstaatlichkeit angeknüpft wird 
(1991, S. 64)". Deshalb wäre eine Übergangsregelung, die allen in der 
DDR lebenden Ausländern "ein Bleiberecht eingeräumt hätte, ... aus 
rechtsstaatlicher Sicht geradezu zwingend gewesen (ebenda, S. 72)".

Ausländische Schüler in der DDR

Angaben über die Zahl ausländischer Kinder und Jugendlicher sowie 
über ihre Aufnahme in das Schulwesen der DDR liegen nicht vor. 
Thomä-Venske berichtet zwar über 7.400 Kinder mit ständigem 
Wohnsitz und 1.700 mit länger befristetem Aufenthalt. In den von der 
Staatlichen Zentralverwaltung für Statistik veröffentlichten Daten 
über das allgemeinbildende Schulwesen sind sie jedoch nicht 
nachgewiesen. So wurde nur einiges Wenige bekannt (vgl. Fuchs, 
1991): die Kinder der Angehörigen der sowjetischen Streitkräfte 
besuchten eigene Garnisonsschulen. Daneben gab es Schulen der 
Botschaft der UdSSR, der VR Polen, der CSSR und der VR Bugarien, 
sowie eine "Schule für ausländische Vertretungen", an der vor allem 
Deutschkurse abgehalten wurden, um ausländische Kinder auf den 
Besuch deutscher Schulen vorzubereiten. Schließlich sind ein 
Schulzentrum in Staßfurt bekannt, an dem etwa 800 
mosambiquanische Kinder unterrichtet wurden sowie die "Schule der 
Freundschaft" bei Magdeburg, an der rund 300 Kinder aus Namibia 
untergebracht waren. Zumindest die namibischen Kinder wurden nach 
dem Fall der Mauer ausnahmslos in ihre Heimat zurückgeholt (vgl. 
Stach, 1991, S. 8). In Berlin besuchten 1988 knapp 600 ausländische 
Kinder allgemeinbildende Schulen und etwa 250 vorschulische 
Einrichtungen, die meisten davon waren Kinder von 
Botschaftsangehörigen.
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Asylbarächtigtein der.. DDR

Aufnahme als Asylberechtigte fanden in der DDR vor allem Menschen, 
die unter faschistischen Diktaturen oder wegen ihrer pro- 
kommunistischen Einstellung verfolgt wurden, so die Spanier und 
Griechen nach dem Zweiten Weltkrieg oder die Chilenen zu Anfang der 
70er Jahre (vgl. Elsner, 1990, S. 157). Nach der Verfassung von 1968 
konnten Asylsuchende aufgenommen werden, wenn sie "wegen 
politischer, wissenschaftlicher oder kultureller Tätigkeit zur 
Verteidigung des Friedens, der Demokratie, der Interessen des 
werktätigen Volkes oder wegen ihrer Teilnahme am sozialen und 
nationalen Befreiungskampf verfolgt werden (Art. 23)”. Ein 
individueller Rechtsanspruch auf Asylgewährung war damit aber nicht 
begründet, ebenso wenig gab es dem Asylverfahren der BRD 
vergleichbare Regelungen. Asyl wurde - entsprechend § 5 I 
Ausländergesetz von 1979 - vom Ministerrat der DDR gewährt, "wenn 
es politisch opportun und den Interessen der DDR dienlich war 
(Hussain, 1991, S. 26 sowie Buchhorn, 1991, S. 66)." Wieviele 
Asylbewerber aufgenommen wurden, läßt sich nicht ermitteln, die 
vorliegenden Angaben sind widersprüchlich. Von den Flüchtlingen aus 
Chile sollen z.B. fast alle in ihre Heimat zurückgekehrt sein (Stach, 
1991, S. 8). Aber noch im November 1990 lebten 333 Chilenen in der 
DDR, die meisten davon mit einer Aufenthaltserlaubnis (Hildebrandt, 
1991, S 58). Alle Asylberechtigten erhielten eine 
Aufenthaltserlaubnis, sollen bei der Vergabe von Wohnraum bevorzugt 
und mit erheblichen finanziellen Mitteln unterstützt worden sein 
(Hussain, 1991, S. 26 sowie Buchhorn, 1991, s. 66). Nach der Wende 
wurde im Juli 1990 mit der Asylverordnung erstmals eine rechtliche 
Grundlage für Asylgesuche geschaffen. In welchem Umfang danach 
Asylgesuchen stattgegeben wurde, ist nicht eindeutig feststellbar. 
Während nach Auskunft des Büros der Ausländerbeauftragten der DDR 
455 Ausländern politisches Asyl gewährt wurde (zitiert nach Thomä- 
Venske, 1990, S. 126), berichtet Cu, daß die Asylverordnung in 
keinem Fall zur Anwendung gelangte (1992, S. 21).

Obwohl die Asylverordnung inhaltlich den in der BRD gültigen 
Regelungen entsprach, wurde die Asylverordnung am 3. Oktober 1990 
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durch das Asylrecht der BRD ersetzt. In der DDR anhängige 
Asylverfahren wurden vom Bundesamt für die Anerkennung 
ausländischer Flüchtlinge übernommen. Grund hierfür war zum einen 
der Wunsch, die Einheitlichkeit in der Rechtsprechung und in deren 
praktischen Handhabung zu gewährleisten. Zum anderen sollten damit 
die notwendigen Voraussetzungen für die Übernahme von 20 Prozent 
aller in der BRD neu eintreffenden Asylbewerber geschaffen werden 
(vgl. Hildebrandt, 1991, S. 49). Dabei wurde nicht berücksichtigt, daß 
die Bürger der neuen Bundesländer bereits Schwierigkeiten hatten, 
die noch in der DDR lebenden ausländischen Werktätigen unter den 
seit der Wende veränderten Bedingungen des Zusammenlebens zu 
akzeptieren. Die Einweisung von Asylbewerbern in die mit den 
vielfältigen Problemen des "Zusammenwachsens’' ringenden 
Gemeinden konfrontiert diese mit zusätzlichen Belastungen.

Grundsätzlich konnten auch ausländische Werktätige, die aufgrund von 
Regierungsabkommen in die DDR eingereist waren, bei entsprechenden 
Voraussetzungen einen Asylantrag stellen. Viele Ausländer sollen von 
dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht haben. Ihnen steht, soweit noch 
Aufenthaltszeiten aus den ursprünglichen Arbeitsverträgen gegeben 
sind, ein Aufenthaltstitel nach dem Ausländergesetz vom 9. Juli 1990 
- meist eine Aufenthaltsbewilligung - zu. Dies hat zur Folge, daß sie 
- trotz Asylantrag - für die Dauer der Aufenthaltsbewilligung 
Freizügigkeit in der BRD genießen (§ 19 IV AsylVfG). Der Ausgang des 
Asylverfahrens ist allerdings fraglich, da die auf Grund von 
Regierungsabkommen in die DDR eingereisten Ausländer in der Regel 
in ihren Heimatländern nicht politisch verfolgt worden waren. 
Abgelehnte Asylbewerber müssen spätestens nach Ablauf der 
Aufenthaltsbewilligung die BRD verlassen, soweit für sie nicht eine 
Übergangsregelung analog § 100 Ausländergesetz vereinbart worden 
ist (vgl. Hinweise zur Altfallregelung in: Nah und Fern, 1991, S. 29 f.). 
Personen, denen bereits in der DDR Asyl gewährt worden ist, gelten 
nach dem Einigungsvertrag als Asylberechtigte im Sinne des 
Asylverfahrensgesetzes.

Einer besonderen Gruppe von verfolgten Menschen öffnete sich die DDR 
bereits im Frühjahr 1990: sie ermöglichte Sowjetbürgern, die wegen 
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ihrer jüdischen Herkunft von Verfolgung und Diskriminierung bedroht 
waren, die Einreise in die DDR. Die Aufnahme erfolgte außerhalb der 
Regelungen der Wohnsitzverordnung und der Asylverordnung. Bis zum 
3. Oktober 1990 reisten etwa 2.800 sowjetische Juden ein. Sie 
erhielten ständigen Wohnsitz in der DDR, der nach dem 3. Oktober 
1990 in eine unbefristete Aufenthaltserlaubnis umgewandelt wurde. 
Die nach diesem Zeitpunkt eingereisten sowjetischen Juden erhielten 
an der Grenze einen Ausnahmesichtvermerk zur touristischen 
Einreise. Angestrebt war, ihnen einen Aufenthalt in Form der Duldung 
zu gewähren (vgl. Buchhorn, 1991, S. 67 sowie Runge, 1991, S 23).

Ausländer in den neuen Bundesländern

Die Struktur der Ausländer in den neuen Bundesländern ist Anfang 
1992 beinahe ebenso unbekannt wie zu Zeiten des DDR-Staates. Zahlen 
liegen nur für November 1990 und für März 1991 vor (vgl. Tab. 5 und 
6). Im November 1990 lebten noch knapp 150.000 Ausländer in den 
neuen Bundesländern, etwa 43.000 weniger als im Dezember 1989. Bis 
zum März 1991 sank die Zahl der Ausländer erneut um ca. 30.000 auf 
120.000. Diese Entwicklung ist vor allem darauf zurückzuführen, daß 
nach der Wende 60 Prozent der Vietnamesen, 40 Prozent der Polen und 
70 Prozent der Mocambiquaner aus der DDR bzw. den neuen 
Bundesländern ausgereist sind. Polen und Vietnamesen stellen mit 27 
bzw. 22 Pozent jedoch weiterhin die zahlenmäßig stärksten 
Ausländergruppen dar.

Unabhängig von der Zahl und der Struktur der Ausländer in den neuen 
Bundesländern bleibt die Notwendigkeit bestehen, die Bevölkerung bei 
ihren Bemühungen zu unterstützen, die Anwesenheit von Ausländern 
zu akzeptieren und positiv zu bewerten. Wie bereits ausgeführt, 
waren die Bürger der DDR ohne jegliche Information über die 
Ausländerpolitik des Staates sowie über die kulturellen, religiösen 
und sozialen Prägungen der in der DDR lebenden Ausländer. Vor allem 
diese Unkenntnis führte zu Vorurteilen und Abwehrreaktionen, die 
sich noch verstärkten, als die Bürger der DDR im Zuge des 
Vereinigungprozesses selbst unter Druck gerieten. In dieser Situation
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Tabelle 5: Ausländer in den neuen Bundesländern nach Staatsangehörigkeit und Aufenthaltsstatus 
im November 1990

Herkunftsland/
Staatsangehörigkeit

Insgesamt Aufenthaltser­
laubnis

Aufenthaltsgeneh­
migung

absolut % absolut % absolut %

Europa insgesamt 82.889 55,8 43.112 92,2 39.777 39,1
Republik Polen 38.737 26,1 10.349 22,1 28.388 27,9
UdSSR 15.479 10,4 13.572 29,0 1.907 1,9
Ungarische Republik 12.923 8,7 9.317 19,9 3.606 3,5
Bulgarien 5.259 3,5 3.804 8,1 1.455 1,4
CSFR 3.204 2,2 1.987 4,2 1.217 1,2
SFR Jugoslawien 2.215 1,5 227 0,5 1.988 2,0
Rumänien 1.295 0,9 835 1,8 460 0,5
Österreich 1.009 0,7 890 1 ,9 1 19 0,1
Sonstige 2.768 1 .9 2.131 4,6 637 0,6

Afrika insgesamt 10.979 7,4 496 1,1 10.483 10,3
VR Mocambique 7.890 5,3 131 0,3 7.759 7,6
VR Angola 858 0,6 1 2 0,0 846 0,8
Äthiopien 585 0,4 21 0,0 564 0,6
Algerien 286 0,2 192 0,4 94 0,1
Sonstige 1.360 0,9 140 0,3 1.220 1,2

Amerika insgesamt 4.884 3,3 1.474 3,2 3.410 3,3
Kuba 3.676 2,5 955 2,0 2.721 2,7
Nicaragua 362 0,2 31 0,1 331 0,3
Chile 333 0,2 314 0,7 1 9 0,0
Sonstige 51 3 0,3 174 0,4 339 0,3

Asien insgesamt 49.805 33,5 1.663 3,6 48.142 47,3
SR Vietnam 44.937 30,2 855 1 ,8 44.082 43,3
Mongolische VR 860 0,6 104 0,2 756 0,7
Syrische Arabische Republik 645 0,4 214 0,5 431 0,4
VR China 570 0,4 54 0,1 516 0,5
VDR Laos 475 0,3 1 4 0,0 461 0,5
Kambodscha 456 0,3 5 0,0 451 0,4
VDR Jemen 280 0,2 1 5 0,0 265 0,3
DR Afghanistan 277 0,2 39 0,1 238 0,2
Sonstige 1.305 0,9 363 0,8 942 0,9

Australien und Ozeanien insgesamt 1 5 0,0 8 0,0 7 0,0

Insgesamt 148.572 100,0 46.753 100,0 101.819 100,0

Quelle: Hildebrandt, 1991, S. 58-61.



Tabelle 6: Ausländer im Beitrittsgebiet nach der Staatsangehörigkeit 1991

Ausländer Beitritts­
gebiet

(31.3.1991)

darunter 
Brandenburg

(15.5.1991)

Ost-Berlin

(30.6.1991)

Sachsen- 
Anhalt

(31.12.1991)

Thüringen

(31.12.1991)

Mecklenburg-
Vorpommern 

(Febr./März 1992)

insgesamt 119.304 16.964 25.985 19.675 12.715 12.761
männlich • 16.103 15.504 10.249
weiblich • • 9.882

in Prozent

4.171 2.466 •

Angola 0,5
Bulgarien 4,3 3,4 4,7 6,9
CSFR 2,5 2,1 3,0 2,6
Ghana 1,9 1,7
Jugoslawien 1.8 2,5 3,7 4,3 1,4
Kuba 1,9 1,3 1,8 3,2
Mocambique 3,6 2,3 3,4 1,7
Polen 26,8 40,6 20,4 21,0 14,0
Rumänien 1,1 1,4 5,7 5,8
UdSSR 13,7 14,0 8,7 12,4
Ungarn 10,4 11,1 9,8 11,1
Vietnam 22,2 12,9 17,2 21,7
Sonstige 11,1 8,4 75,9 18,5 17,5

Quelle: Mitteilungen des Bundesministeriums für Arbeit und Sozialordnung, der Innenminister von Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt, 
der Staatskanzlei Thüringen, der Ausländerbeauftragten von Brandenburg sowie des Statistischen Landesamtes Berlin.
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darf niemand darüber im unklaren gelassen werden, "daß im 
geeinigten Deutschland in naher Zukunft nicht weniger, sondern mehr 
Bürger nichtdeutscher Herkunft leben werden. ... Und dies nicht, weil 
’'Dämme” brächen und wir in Zukunft von einer internationalen 
Wanderungsbewegung "überschwemmt” würden, sondern weil die 
wirtschaftlichen und demografischen Daten unseres Landes darauf 
hindeuten, daß die Leistungsfähigkeit von Wirtschaft und Sozialstaat 
der Bundesrepublik Deutschland ohne zielgerichtete 
Einwanderungspolitik absehbar gefährdet würde". (Heßler, 1991, 
S. 31). Es ist die Aufgabe aller Demokraten für die Achtung der 
Menschenwürde und die Gleichbehandlung von Fremden einzutreten 
(vgl. Hartmann, 1991, S. 1140).
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Verordnung
über den Aufenthalt von Ausländern im Gebiet 

der Deutschen Demokratischen Republik.
Vom 14. Dezember 1956

Die Erweiterung der politischen, wirtschaftlichen und 
kulturellen Beziehungen mit dem Ausland hat zur 
Folge, daß die Zahl der Ausländer, die im Gebiet der 
Deutschen Demokratischen Republik Aufenthalt nehmen 
wollen, zunimmt. Zur Regelung des Aufenthalts von 
Ausländern im Gebiet der Deutschen Demokratischen 
Republik wird folgendes verordnet:

§ 1
Ausländer im Sinne dieser Verordnung ist jede 

Person, die nicht die deutsche Staatsangehörigkeit, be­
sitzt.

§ 2
(1) Ausländern wird der Aufenthalt in der Deutschen 

Demokratischen Republik gestattet, wenn sie für die in 
der Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik 
niedcrgelegten Grundsätze eingetreten sind und deshalb 
im Ausland verfolgt werden. Sie werden weder aus­
geliefert noch ausgewiesen.

(2) Ausländern kann auch aus anderen Gründen der 
Aufenthalt in der Deutschen Demokratischen Republik 
gestattet werden.

§ 3
(1) Ausländer, denen der Aufenthalt in der Deut­

schen Demokratischen Republik gestattet wird, haben, 
soweit dem nicht andere gesetzliche Bestimmungen ent­
gegenstehen, die gleichen Rechte wie 'die Bürger der 
Deutschen Demokratischen Republik.

(2) Ausländer, denen der Aufenthalt in der Deut­
schen Demokratischen Republik gestattet wird, sind 

verpflichtet, die Grundsätze der Verfassung der Deut­
schen Demokratischen Republik zu achten und die sozia­
listische Gesetzlichkeit einzuhalten.

§4 ‘
Auf Grund der den Ausländern ausgehändigten Auf­

enthaltsberechtigung sind die Ausländer berechtigt, sich 
an jedem Ort der Deutschen Demokratischen Republik 
beliebig lange aufzuhalten, soweit in der Aufenthalts­
berechtigung keine örtliche oder zeitliche Begrenzung 
des Aufenthaltes eingetragen ist.

§ 5
(1) Als Aufenthaltsberechtigung im Sinne des § 4 

gelten:
a) für vorübergehenden Aufenthalt der Registrier­

vermerk der Deutschen Volkspolizei;
b) für einen längeren Aufenthalt die Aufenthalts­

erlaubnis der Deutschen Demokratischen Republik 
für Ausländer oder der Personalausweis der Deut­
schen Demokratischen Republik für Staatenlose.

(2) Die Aufenthaltsberechtigung erlischt, wenn der 
Ausländer die Deutsche Demokratische Republik end­
gültig oder ohne Erlaubnis vorübergehend verläßt.

§ 6
(1) Die Aufenthaltsberechtigung kann nur für ungültig 

erklärt werden, wenn der Ausländer
a) wegen eines Verbrechens oder Vergehens in der 

Deutschen Demokratischen Republik bestraft oder 
wegen einer Tat, die nach den Gesetzen der Deut­
schen Demokratischen Republik als Verbrechen

/ oder Vergehen gilt, im Ausland strafrechtlich ver­
folgt oder rechtskräftig verurteilt wird;
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b) gegen die Devisenbestimmungen oder gegen die 
Melde- und Ausweisbestimmungen der Deutschen 
Demokratischen Republik verstößt.

(2) Die Ungültigkeitserklärung der Aufenthaltsberech­
tigung kann auf den Ehegatten des Ausländers sowie 
dessen minderjährige Kinder ausgedehnt werden, auch 
wenn für diese die Voraussetzungen für eine Ungültig­
keitserklärung der Aufenthaltsberechtigung nicht vor- 
liegen.

§ <
Ausländer Sind verpflichtet, die Deutsche Demokra-

• tische Republik unverzüglich zu verlassen, wenn
a) die Aufenthaltsberechtigung (§ 5 Abs. 1) abgelaufen 

ist und keine Verlängerung erfolgt;
b) wegen der Ungültigkeit des Heimatpasses oder 

durch eine sonstige Veränderung des Staats­
angehörigkeitsverhältnisses die Aufenthaltsberech­
tigung durch die zuständigen Organe der Deut­
schen Volkspolizei eingezogen wurde und keine 
Neuausstellung erfolgt;

c) die Aufenthaltsberechtigung für ungültig erklärt 
wurde.

§ 8
(1) Ausländer, die in den Fällen des § 7 die Deutsche 

Demokratische Republik nicht freiwillig verlassen, sind 
aus dem Gebiet der Deutschen Demokratischen Republik 
auszuweisen. Dies gilt auch für die in § 9 des Paß- 
Gesetzes vom 15. September 1954 (GBl. S. 786) genannten 
Fälle.

(2) Die Organe der Deutschen Volkspolizei können 
Ausweisungsgewahrsam bis zu zehn Tagen anordnen, 
wenn dies zur Vorbereitung oder zur Sicherung der 
Ausweisung notwendig ist.

(3) Zur Vorbereitung der Ausweisung darf ein Aus­
länder nur dann in Gewahrsam genommen werden, 
wenn er fluchtverdächtig ist oder Tatsachen vorliegen, 
die darauf schließen lassen, daß er Ermittlungen über 
die Voraussetzungen einer Ungültigkeitserklärung der 
Aufenthaltsberechtigung erschwert.

§ 9
(1) Über Anträge auf Erteilung und Verlängerung von 

Aufenthaltsberechtigungen sowie über die Aufenthalts­
begrenzung bzw. deren Aufhebung entscheiden die dafür 
zuständigen Organe der Deutschen Volkspolizei.

(2) Über die Ungültigkeitserklärung einer Aufenthalts­
berechtigung und über die Anordnung des Ausweisungs­
gewahrsams entscheidet das Ministerium des' Innern, 
Hauptverwaltung Deutsche Volkspolizei. Das Recht zur 
Anordnung von Ausweisungsgewahrsam kann den Be­
zirksbehörden der Deutschen Volkspolizei übertragen 
werden.

(3) Die örtliche oder zeitliche Begrenzung oder die 
Ungültigkeitserklärung einer Aufenthaltsberechtigung . 
ist dem Ausländer bekanntzugeben. Die Bestimmungen, 
auf die sich diese Entscheidung stützt, sind mitzuteilen. 
Die Bekanntgabe ist von ihm durch Unterschreiben 
eines Protokolls zu bestätigen.

§ 10
(1) Gegen Entscheidungen nach den Bestimmungen 

der §§ 4, 6 und 8 kann innerhalb von zwei Wochen nach 
Bekanntgabe der Entscheidung schriftlich beim Mini­

sterium des Innern Beschwerde eingelegt werden. Über 
die Beschwerde ist innerhalb von drei Wochen zu ent­
scheiden.

(2) Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung,

§ U
Diese Verordnung findet keine Anwendung auf
a) Ausländer, die im Besitz eines vom Ministerium 

für Auswärtige Angelegenheiten der Deutschen 
Demokratischen Republik ausgestellten Diplo­
matenausweises oder eines Ausweises für nicht­
diplomatische Mitarbeiter sind;

b) Ausländer, die in ihren Pässen einen Registrier­
vermerk der Protokollabteilung des Ministeriums 
für Auswärtige Angelegenheiten der Deutschen 
Demokratischen Republik haben.

§ 12
Durchführungsbestimmungen erläßt der Minister des 

Innern im Einvernehmen mit dem Minister für Aus­
wärtige Angelegenheiten.

§ 13
Diese Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft.

Berlin, den 14. Dezember 1956

Der Ministerrat
der Deutschen Demokratischen Republik

Der Ministerpräsident Der Minister des Innern 
Grotewohl Maron
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Gesetz
über die Gewährung des Aufenthaltes für Ausländer 

in der Deutschen Demokratischen Republik
— Ausländergesetz —

vom 28. Juni 1979

81
Die Bestimmungen dieses Gesetzes gelten für Ausländer, 

die si£h in der Deutschen Demokratischen Republik aufhal­
ten.

82
Ausländer im Sinne dieses Gesetzes sind Personen, die nicht 

die Staatsbürgerschaft der Deutschen Demokratischen Repu­
blik besitzen.

§3
(1) Für den Aufenthalt von Ausländern in der Deutschen 

Demokratischen Republik ist eine Genehmigung erforderlich.
(2) Die Einholung einer Genehmigung zum Aufenthalt in 

der Deutschen Demokratischen Republik ist nicht erforder­
lich, soweit in anderen Rechtsvorschriften oder völkerrecht­
lichen Verträgen entsprechende Festlegungen getroffen wur­
den.

S4
Ausländer, die sich in der Deutschen Demokratischen Repu­

blik aufhalten, haben die gleichen Rechte — soweit diese nicht 
an die Staatsbürgerschaft der Deutschen Demokratischen Re­
publik gebunden sind — wie Staatsbürger der Deutschen 
Demokratischen Republik. Sie sind verpflichtet, die Verfas­
sung der Deutschen Demokratischen Republik zu achten und 
die Gesetze und anderen Rechtsvorschriften der Deutschen 
Demokratischen Republik einzuhalten.

§5
(1) Über die Gewährung oder die Aberkennung des Asyls 

entscheidet der Ministerrat der Deutschen Demokratischen 
Republik. ’

(2) Der Ministerrat kann die Entscheidungsbefugnis dele­
gieren.

§6
(1) Die Genehmigung zum Aufenthalt in der Deutschen De­

mokratischen Republik wird durch das Ministerium des In­
nern, die Dienststellen der Deutschen Volkspolizei — Paß-

und Meldewesen — oder andere berechtigte Organe der Deut­
schen Demokratischen Republik erteilt.

(2) Die Erteilung einer Genehmigung zum Aufenthalt in der 
Deutschen Demokratischen Republik kann von der Vorlage 
entsprechender Unterlagen abhängig gemacht werden.

(3) Die Genehmigung kann zeitlich und örtlich beschränkt, 
versagt, entzogen oder für ungültig erklärt werden. Die Ent­
scheidung bedarf keiner Begründung.

(4) Die Genehmigung erlischt durch Fristablauf oder Aus­
reise aus der Deutschen Demokratischen Republik, sofern 
eine Wiedereinreise nicht genehmigt wurde.

§7
(1) Ausländer, die sich in der Deutschen Demokratischen 

Republik aufhalten, haben, wenn die Genehmigung zum Auf­
enthalt

a) durch Fristablauf ungültig wurde und eine Verlängerung 
versagt wird,

b) entzogen oder für ungültig erklärt wurde,
die Deutsche Demokratische Republik unverzüglich zu verlas­
sen. Ausländer, die dieser Verpflichtung nicht nachkommen, 
können ausgewiesen werden.

(2) Die Entscheidung über die Ausweisung treffen die im 
§ 6 Absatz 1 genannten Organe sowie die staatlichen Unter­
suchungsorgane.

(3) Die Entscheidung ist dem Ausländer unter Angabe des 
Zeitpunktes und des Ortes des Grenzübertritts schriftlich oder 
mündlich bekanntzugeben. Gegen die Entscheidung kann Be­
schwerde eingelegt werden.!

1 Das Beschwerdeverfahren regelt sich zur Zelt nach S19 des Geset­
zes vom 11. Juni 1968 über die Aufgaben und Befugnisse der Deut­
schen Volkspolizei (GBl. I Nr. 11 S. 232) 1. d. F. des Gesetzes vom 
24. Juni 1971 über die Neufassung von Regelungen über Rechtsmittel 
gegen Entscheidungen staatlicher Organe (GBl. I Nr. 3 S. 49).
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(4) Der Ausgewiesene kann zur Sicherung der Ausweisung 
bis zum Ort des Grenzübertritts durch beauftragte Personen 
begleitet werden.

§8
(1) Ein Ausländer kann zur Vorbereitung oder Durchfüh­

rung der Ausweisung in Ausweisungsgewahrsam genommen 
werden, wenn Tatsachen vorliegen, die darauf schließen las­
sen, daß er

1. noch notwendige Ermittlungen über die Voraussetzungen 
der Ausweisung behindern wird oder

2. der Flucht verdächtig ist oder die Durchführung der Aus­
weisung auf andere Weise erschweren wird.

(2) Über die Anordnung des Ausweisungsgewahrsams ent­
scheidet der Richter auf Antrag der zur Entscheidung über 
die Ausweisung berechtigten Organe der Deutschen Demo­
kratischen Republik durch schriftlichen begründeten Be- 
schluß. Der Richter hat den Ausländer vor der Entscheidung 
zu hören. Der Beschluß ist dem Ausländer bekanntzugeben. 
Die Bekanntgabe ist zu protokollieren.

(3) örtlich zuständig für die Entscheidung ist das Kreis­
gericht, in dessen Bereich der Ausländer seinen Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthaltsort hat. örtlich zuständig ist 
auch das Kreisgericht, in dessen Bereich der Ausländer sich 
zuletzt aufgehalten hat oder auf Anordnung eines staatlichen 
Organs untergebracht ist.

(4) Beschwerde und Kassation sind zulässig. Der Ausländer 
ist über das Beschwerderecht zu belehren. Die Beschwerde ist 
innerhalb einer Woche nach Bekanntgabe der Entscheidung 
beim Kreisgericht einzulegen. Das Bezirksgericht entscheidet 
über die Beschwerde endgültig.

(5) Der Ausweisungsgewahrsam ist auf den Zeitraum zu 
beschränken, der zur unverzüglichen Vorbereitung oder 
Durchführung der Ausweisung erforderlich ist. Er darf 
6 Wochen nicht überschreiten. Das Kreisgericht darf den Aus­
weisungsgewahrsam durch Beschluß um weitere 6 Wochen 
verlängern, wenn dies zur Durchführung der Ausweisung un­
umgänglich ist. Im Beschwerdeverfahren trifft diese Ent­
scheidung das Beschwerdegericht.

(6) Ein Ausländer darf vorläufig in Ausweisungsgewahrsam 
genommen werden, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1 
vorliegen. Die Anordnung des vorläufigen Ausweisungs­
gewahrsams erfolgt durch die Deutsche Volkspolizei oder ein 
staatliches Untersuchungsorgan. Der Ausländer ist spätestens 
am Tage nach seiner vorläufigen Ingewahrsamnahme zur 
Entscheidung über den Ausweisungsgewahrsam gemäß Ab­
satz 2 dem zuständigen Kreisgericht vorzuführen.

§9
Der Ministerrat, der Minister des Innern und Chef der 

Deutschen Volkspolizei und der Minister der Justiz erlassen 
die zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen Rechts­
vorschriften.

§ 10
(1) Dieses Gesetz tritt am 1. August 1979 in Kraft.
(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung vom 14. Dezember 1956 

übey den Aufenthalt von Ausländem im Gebiet der Deut­
schen Demokratischen Republik (GBl. I 1957 Nr. 1 S. 1) außer 
Kraft.

Das vorstehende, von der Volkskammer der Deutschen Demokratischen Republik am achtundzwanzigsten Juni neunzehn­
hundertneunundsiebzig beschlossene Gesetz wird hiermit verkündet.

Berlin, den achtundzwanzigsten Juni neunzehnhundertneunundsiebzig

Der Vorsitzende des Staatsrates 
der Deutschen Demokratischen Republik

E. Honecker
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Anordnung 
über den Aufenthalt von Ausländern 

in der Deutschen Demokratischen Republik 
(Ausländeranordnung — AAO —) 

vom 28. Juni 1979

Auf Grund des § 9 des Gesetzes vom 28. Juni 1979 über die 
Gewährung des Aufenthaltes für Ausländer in der Deutschen 
Demokratischen Republik — Ausländergesetz — (GBl. I Nr. 17 
S. 149) wird im Einvernehmen mit den Leitern der zuständi­
gen zentralen Staatsorgane folgendes angeordnet:

§1
(1) Ausländer können in der Deutschen Demokratischen Re­

publik ständigen Wohnsitz nehmen oder sich länger befristet, 
kurzbefristet oder im Transit in der Deutschen Demokrati­
schen Republik aufhalten.

(2) Ständiger Wohnsitz ist ein zeitlich unbefristeter Auf­
enthalt in der Deutschen Demokratischen Republik.

(3) Länger befristeter Aufenthalt ist in der Regel ein Auf­
enthalt in der Deutschen Demokratischen Republik aus Grün­
den der Berufsausbildung, Berufsausübung oder des Stu­
diums.

(4) Kurzbefristeter Aufenthalt ist ein Aufenthalt in der 
Deutschen Demokratischen Republik aus dienstlichen, priva­
ten oder touristischen Gründen.

(5) Während des Transits ist der Aufenthalt in der Deut­
schen Demokratischen Republik für den Zeitraum gestattet, 
der für die unverzügliche Durchreise durch die Deutsche De­
mokratische Republik benötigt wird.

§2
Für den Aufenthalt von Ausländern in der Deutschen De­

mokratischen Republik gemäß § 3 Abs. 1 des Ausländergeset­
zes wird bei

a) ständigem Wohnsitz eine Aufenthaltserlaubnis;
b) länger befristetem Aufenthalt eine Aufenthaltsgenehmi­

gung;
c) kurzbefristetem Aufenthalt eine Aufenthaltsberechti­

gung;
d) Transit ein Transitvisum 

erteilt.

§3
(1) Ein Ausländer, der vorsätzlich oder fahrlässig
a) sich ohne Genehmigung in der Deutschen Demokrati­

schen Republik aufhält oder
b) zeitlichen oder örtlichen Beschränkungen einer Geneh­

migung zum Aufenthalt in der Deutschen Demokrati­
schen Republik zuwiderhandelt,

kann mit einem Verweis oder Ordnungsstrafe von 10 bis 
500 Mark belegt werden.

(2) Ist eine vorsätzliche Handlung nach Abs. 1 aus grober 
Mißachtung gesellschaftlicher Interessen oder wiederholt in­
nerhalb von 2 Jahren begangen und mit Ordnungsstrafe ge­
ahndet worden, kann eine Ordnungsstrafe bis zu 1 000 Mark 
ausgesprochen werden.

(3) Die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens obliegt 
den Leitern der Dienststellen der Deutschen Volkspolizei.

(4) Für die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens und 
den Ausspruch von Ordnungsstrafmaßnahmen gilt das Gesetz 
vom 12. Januar 1968 zur Bekämpfung von 'Ordnungswidrig­
keiten - OWG - (GBl. I Nr. 3 S. 101).

§4
Diese Anordnung tritt am 1. August 1979 in Kraft.

Berlin, den 28. Juni 1979

Der Minister des Innern 
und

Chef der Deutschen Volkspolizei
Dickel
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Gesetz 
zur Ergänzung des Gesetzes 

über die Wahlen zu den Volksvertretungen 
der Deutschen Demokratischen Republik 

— Wahlgesetz —
vom 3. März 1989

Das Gesetz vom 24. Juni 1976 über die Wahlen zu den Volks­
vertretungen der Deutschen Demokratischen Republik — 
Wahlgesetz — (GBl. I Nr. 22 S. 301) in der Fassung des Geset­
zes vom 28. Juni 1979 zur Änderung des Wahlgesetzes (GBl. I 
Nr. 17 S. 139) wird wie folgt ergänzt:

§1

Im § 3 wird als Absatz 3 eingefügt:
„(3) Zu den Kreistagen, Stadtverordnetenversammlungen, 

Stadtbezirksversammlungen und Gemeindevertretungen kön­
nen auch ausländische Bürger wählen, wenn sie am Wahltag 
das 18. Lebensjahr vollendet haben, sich bereits länger als 
6 Monate in der DDR aufhalten und in dem betreffenden

Kreis, der Stadt, dem Stadtbezirk oder der Gemeinde ihren 
Wohnsitz haben sowie
— eine Aufenthaltsgenehmigung aufgrund eines Arbeits­

rechtsverhältnisses mit Kombinaten, Betrieben, Genossen­
schaften oder Einrichtungen der DDR oder eines Studiums 
an einer Universität, Hoch- oder Fachschule der DDR be­
sitzen oder

— sie aufgrund einer Aufenthaltserlaubnis ihren ständigen 
Wohnsitz in der DDR haben.“

§2

(1) Im § 4 wird als Absatz 2 eingefügt:
„(2) In die Kreistage, Stadtverordnetenversammlungen, 

Stadtbezirksversammlungen und Gemeindevertretungen kön­
nen auch ausländische Bürger unter den im § 3 Absatz 3 ge­
nannten Voraussetzungen gewählt werden.“

(2) Der bisherige Text' des § 4 wird Absatz 1.

§3
Dieses Gesetz tritt am 6. März 1989 in Kraft.

Das vorstehende, von der Volkskammer der Deutschen Demokratischen Republik am dritten März neunzehnhundert­
neunundachtzig beschlossene Gesetz wird hiermit verkündet.

• Berlin, den dritten März neunzehnhundertneunundächtzig

Der Vorsitzende des Staatsrates ■ 
der Deutschen Demokratischen Republik

E. Honecker



10 Gesetzblatt Teil I Nr. 3 — Ausgabetag: 26. Januar 1990

Gesetz 
zur Anpassung rechtlicher Regelungen 

an das Reisegesetz
vom 11. Januar 1990

§1
In Übereinstimmung mit dem Gesetz vom 11. Januar 1990 

über Reisen von Bürgern der Deutschen Demokratischen 
Republik in das Ausland — Reisegesetz — (GBl. I Nr. 3 S. 8) 
werden die in der Anlage aufgeführten Gesetze geändert. Die 
geänderten Bestimmungen erhalten die nachfolgend veröf­
fentlichte Fassung.

§2

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Februar 1990 in Kraft.

(2) Gleichzeitig treten die Beschlüsse der Volkskammer der 
Deutschen Demokratischen Republik vom 11. Juni 1968 (GBl. I 
Nr. 10 S. 227) außer Kraft.

Das vorstehende, von der Volkskammer der Deutschen Demokratischen Republik am elften Januar neunzehnhundertneun­
zig beschlossene Gesetz wird hiermit verkündet.

Berlin, den achtzehnten Januar neunzehnhundertneunzig

Der amtierende Vorsitzende des Staatsrates 
der Deutschen Demokratischen Republik

Prof. Dr. Gerlach

Anlage
zu vorstehendem Gesetz

1. Gesetz vom 5. Dezember 1975 über die Anwendung des 
Rechts auf internationale zivil-, familien- und arbeits­
rechtliche Beziehungen sowie auf internationale Wirt­
schaftsverträge — Rechtsanwendungsgesetz — (GBl. I 
Nr. 46 S. 748)
Im § 18 erhält der Abs. 1 folgende Fassung:
„(1) Die Voraussetzungen für die Eingehung einer Ehe 
bestimmen sich für jeden der beiden Eheschließenden 
nach dem Recht des Staates, dessen Bürger er ist.“

2. Paßgesetz der Deutschen Demokratischen Republik vom 
28. Juni 1979 (GBl. I Nr. 17 S. 148)
a) Der § 1 erhält folgende Fassung:

„§1
Staatsbürger der Deutschen Demokratischen Republik 
weisen sich beim Überschreiten der Staatsgrenze der 
Deutschen Demokratischen Republik mit einem Paß der 
Deutschen' Demokratischen Republik aus. “

b) Der § 6 erhält folgende Fassung:

„§ 6
(1) Pässe und andere Personaldokumente der Deutschen 
Demokratischen Republik sind sorgfältig zu behandeln 
und vor Verlust oder Mißbrauch zu schützen.
(2) Der Verlust von Pässen und anderen Personaldoku­
menten der Deutschen Demokratischen Republik ist einem 
zuständigen Organ der Deutschen Demokratischen Repu­
blik umgehend anzuzeigen.
(3) Wer Pässe, andere Personaldokumente, Visa sowie an­
dere dem Visum gleichgestellte Berechtigungen zum Über­
schreiten der Staatsgrenze der Deutschen Demokratischen 
Republik findet, hat diese umgehend bei einem zuständi­
gen Organ der Deutschen Demokratischen Republik abzu­
geben. “
c) Der § 3 wird aufgehoben.



Durchführungsbestimmung
zur Verordnung über die Veränderung von 

Arbeitsrechtsverhältnissen ausländischer Bürger, 
die auf der Grundlage von Regierungsabkommen 
in der DDR beschäftigt und qualifiziert werden 

vom 13. Juni 1990

Auf der Grundlage des § 7 der Verordnung vom 13. Juni 
1990 über die Veränderung von Arbeitsrechtsverhältnissen 
mit ausländischen Bürgern, die auf der Grundlage von Regie­
rungsabkommen in der DDR beschäftigt und qualifiziert wer­
den (GBl. I Nr. 35 S. 398) wird folgendes bestimmt:

§1
Die Festlegungen der obengenannten Verordnung finden 

Anwendung für ausländische Bürger, die im Rahmen folgen­
der Abkommen tätig sind:

1. Abkommen zwischen der Regierung der DDR und der 
Regierung der Sozialistischen Republik Vietnam über die 
zeitweilige Beschäftigung und Qualifizierung vietname­
sischer Werktätiger in Betrieben der DDR vom 11. April 
1980 in der durch Protokoll vom 13. Mai 1990 geänderten 
Fassung

2. Abkommen zwischen der Regierung der DDR und der 
Volksrepublik Mozambique über die zeitweilige Beschäf­
tigung mogambiquanischer Werktätiger in Betrieben der 
DDR vom 24. Februar 1979 in der durch Protokoll vom 
28. Mai 1990 geänderten Fassung

3. Abkommen zwischen der Regierung der DDR und der 
Volksrepublik Angola über die zeitweilige Beschäftigung 
und Qualifizierung angolanischer Werktätiger in Betrie­
ben der DDR vom 29. März 1985 in der durch Protokoll 
vom 1. Juni 1990 geänderten Fassung.

§2
Diese Durchführungsbestimmung tritt mit ihrer Veröffent­

lichung in Kraft.

Berlin, den 13. Juni 1990

Der Minister für Arbeit und Soziales
Dr. H i 1 d e b r a nd t
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Verordnung
über die Veränderung von Arbeitsrechtsverhältnissen 
mit ausländischen Bürgern, die auf der Grundlage von 

Regierungsabkommen in der DDR beschäftigt 
und qualifiziert werden

vom 13. Juni 1990

81
Diese Verordnung regelt die Voraussetzungen für die vor­

zeitige Beendigung von Arbeitsrechtsverhältnissen auf der 
Grundlage von Regierungsabkommen zwischen Betrieben der 
DDR und ausländischen Bürgern sowie die sich daraus für die 
ausländischen Bürger ergebenden Ansprüche.

§2
(1) Das in § 1 genannte Arbeitsrechtsverhältnis kann durch 

den Betrieb aus zwingenden Gründen vor der im Arbeitsver­
trag vereinbarten Beschäftigungsdauer beendet werden.

(2) Zwingende Gründe für die vorzeitige Beendigung ge­
mäß dieser Verordnung liegen vor, wenn
— im betriebswirtschaftlichen Interesse eine Erhöhung der 

Rentabilität des Betriebes nur durch Reduzierung des Pro­
duktionspersonals erreicht werden kann,

— die Umstellung des Produktionsprofils eine Reduzierung 
des Produktionspersonals erfordert,

— aus Gründen des Umweltschutzes der Betrieb bzw. Be­
triebsteile des Betriebes die Produktion einstellen müssen 

und dies in einer Beratung der Betriebsleitung mit der BGL 
festgestellt wird.

S3
(1) Der Betrieb hat den ausländischen Bürger und das zu­

ständige Arbeitsamt unverzüglich schriftlich über die beab­
sichtigte vorzeitige Beendigung des Arbeitsrechtsverhältnisses 
aus zwingenden Gründen zu informieren. Zwischen dem Zu­
gang der Information und der voraussichtlichen Rückreise 
muß eine Frist von 3 Monaten gewährleistet werden.

(2) Zwischen dem Zeitpunkt der Beendigung des Arbeits­
rechtsverhältnisses und dem Termin der Rückreise muß eine 
Frist von mindestens 2 Monaten gewährleistet werden.

§ 4 .
(1) Bis zur vorzeitigen Beendigung des Arbeitsrechtsver­

hältnisses zwischen dem Betrieb und dem ausländischen Bür­
ger haben der Betrieb und die zuständigen örtlichen und zen­
tralen Staatsorgane die Verpflichtungen aus den Regierungs­
abkommen zu erfüllen.

(2) Vor der Beendigung des Arbeitsrechtsverhältnisses hat 
der Betrieb alle Möglichkeiten zum Abschluß eines Ände­
rungsvertrages und, wenn dies nicht möglich ist, eines Über­
leitungsvertrages auszuschöpfen.

(3) Kann ein Änderungsvertrag oder ein Überleitungsver­
trag nicht abgeschlossen werden, ist das Arbeitsrechtsverhält­
nis durch fristgemäße Kündigung, gemäß den arbeitsrechtli­
chen Bestimmungen der DDR, zu beenden. Die Kündigungs­
frist beträgt 4 Wochen.

§5
Ausländische Bürger, deren Arbeitsrechtsverhältnisse we­

gen zwingender Gründe vor Ablauf der vereinbarten Einsatz­
dauer durch die Betriebe beendet werden müssen und die in 
ihr Heimatland zurückkehren, haben Anspruch auf:

a) Gewährung einer finanziellen Ausgleichszahlung in Höhe 
von 70 % des bisherigen Nettodurchschnittlohnes durch 
den Betrieb bis zur Ausreise, mindestens jedoch für die 
Dauer von drei Monaten, wenn die Weiterbeschäftigung 
im Betrieb oder in einem anderen Betrieb nicht gewähr­
leistet werden kann,

b) Unterbringung im Wohnheim des Betriebes bis zur Aus­
reise zu den Bedingungen des jeweiligen Regierungsab­
kommens,

c) durch den Betrieb bezahlte und organisierte Ausreise 
in den Heimatstaat,

d) Unterstützung durch den Betrieb bei der Vorbereitung 
und Durchführung des Versands der persönlichen Effek­
ten.

§6
(1) Ein ausländischer Bürger, dessen Arbeitsrechtsverhält­

nis aus zwingenden Gründen vorzeitig beendet werden muß, 
und der nicht in sein Heimatland zurückkehren will, hat das 
Recht, bis zum Ablauf der ursprünglich vorgesehenen Ver­
tragsdauer in der DDR zu bleiben.

(2) Ein ausländischer Bürger, der nicht in sein Heimatland 
zurückkehrt, hat Anspruch auf

a) Wohnunterkunft im bisherigen Wohnheim mindestens 
3 Monate nach der schriftlichen Mitteilung des Betriebes 
über die vorzeitige Beendigung des Arbeitsrechtsverhält­
nisses; darüber hinaus besteht Anspruch auf angemesse­
nen Wohnraum wie für DDR-Bürger.

b) Erteilung einer Arbeitserlaubnis durch das Arbeitsamt;
* c) Vermittlung oder Umschulung durch das Arbeitsamt;

d) staatliche Unterstützung und betriebliche Ausgleichzah­
lung;

e) Gewährung einer. Gewerbeerlaubnis zu den gleichen Be­
dingungen wie ein DDR-Bürger.

§7
Der Minister für Arbeit und Soziales erläßt Durchführungs­

bestimmungen zu dieser Verordnung.

§8
Diese Verordnung tritt mit ihrer Veröffentlichung in Kraft 

Berlin, den 13. Juni 1990

Der Ministerrat
der. Deutschen Demokratischen Republik 

de Maiziere 
Ministerpräsident

Dr. Hildebrandt
Minister für Arbeit und Soziales
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Durchführungsverordnung 
zum Gesetz 

über die Gewährung des Aufenthaltes für Ausländer 
in der Deutschen Demokratischen Republik 

— Ausländergesetz — 
über die Gewährung von Asyl (Asylverordnung) 

vom 11. Juli 1990

Auf der Grundlage des §9 des Ausländergesetzes vom 28. Juni 
1979 (GBl. I Nr. 17 S. 149) wird folgendes verordnet:

§1
(1) Ausländern wird im Falle der begründeten Furcht vor Verfol­

gung in ihrem Heimat- oder Herkunftsstaat, wegen ihrer Rasse, 
Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen 
Gruppe oder wegen ihrer politischen Überzeugung Asyl gewährt

(2) Diese Durchführungsverordnung gilt nicht, wenn der Ausländer
1. Umstände, die eine Gefährdung im Sinne des Absatz 1 herbei­

führen können, nach Verlassen seines Heimatstaates aus eige­
nem Entschluß geschaffen hat, sofern sich sein Verhalten nicht 
als Ausdruck einer schon vorher vorhandenen und erkennbaren 
festen Überzeugung darstellt,

2. bereits in einem anderen Staat vor politischer Verfolgung sicher 
war.
Davon ist auszugehen, wenn
a) sich der Ausländer vor der Einreise in die Deutsche 

Demokratische Republik länger als 3 Monate in einem 
Staat rechtmäßig aufgehalten hat, in dem ihm keine 
politische Verfolgung droht,

b) der Ausländer im Besitz eines von einem anderen Staat 
ausgestellten Reiseausweises nach dem Abkommen über 
die Rechtsstellung der Flüchtlinge vom 28. Juli 1951 
(Genfer Flüchtlingskonvention) ist.

§2

(1) Ein Antrag auf Asyl ist persönlich und formgebunden bei der für 
den Aufenthalt zuständigen Dienststelle des Paß- und Meldewesens 
zu stellen. Hierbei sind die für die Antragstellung maßgeblichen 
Gründe darzulegen.

(2) Bis zum Abschluß des Asylverfahrens ist das Personaldokument 
des Ausländers durch die Dienststelle des Paß- und Meldewesens zu 
verwahren. Darüber wird dem Ausländer eine Bescheinigung aus­
gestellt.

§3

(1) Ersucht ein Ausländer an einer Grenzübergangsstelle um Asyl, 
ist er an die für die Grenzübergangsstelle zuständige Dienststelle des 
Paß- und Meldewesens weiterzuleiten.

(2) Die Einreise ist nicht zu gestatten, wenn offensichtlich ist, daß 
der Ausländer bereits in einem anderen Staat vor politischer 
Verfolgung sicher war.

§4

(1) Ausländern, die Asyl beantragen, ist der Aufenthalt in der 
Deutschen Demokratischen Republik bis zur Entscheidung über den 
Antrag gestattet Für die Dauer des Prüfungsverfahrens erfolgt die 
Unterbringung und Versorgung des Antragstellers in einer ihm 
zugewiesenen Unterkunft

(2) Bis zur endgültigen Entscheidung über den Antrag auf Asyl wird 
der Aufenthalt räumlich beschränkt

(3) Wird bei der Antragstellung gemäß § 2 Absatz 1 festgestelit, 
daß die Bedingungen nach § 1 Absatz 2 Ziffer 2 zutreffen, ist der 
Antrag nicht weiter zu bearbeiten. Der Ausländer ist verpflichtet, die 
Deutsche Demokratische Republik unverzüglich zu verlassen, soweit 
nicht eine andere Genehmigung zum Aufenthalt wirksam ist.

§5

Über die Anträge auf Asyl entscheidet der Leiter der zuständigen 
Dienststelle des Ministeriums des Innern nach Maßgabe des § 1.

§6

Bei Genehmigung des Asylantrages wird dem Ausländer eine 
Aufenthaltserlaubnis mit einer Gültigkeit von 5 Jahren erteilt Auf 
Antrag kann ein Reiseausweis ausgestellt werden.
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§7

Wird einem Ausländer Asyl gewährt, erhalten sein Ehepartner 
sowie seine minderjährigen ledigen Kinder auf Antrag ebenfalls die 
Genehmigung zum Aufenthalt in der Deutschen Demokratischen 
Republik entsprechend den ausländerrechtlichen Bestimmungen.

§8

Die Anerkennung des Asyls wird aufgehoben, wenn
1. die Voraussetzungen dafür nicht mehr vorliegen,
2. Asyl auf Grund unrichtiger Angaben oder infolge Verschwei- 

gens wesentlicher Tatsachen gewährt worden ist und dem 
Ausländer auch aus anderen Gründen kein Asyl gewährt werden 
kann,

3. der Ausländer seinen Wohnsitz in der Deutschen Demokrati­
schen Republik aufgibt.

§9
Über eine nach dieser Durchführungsverordnung getroffene Ent­

scheidung ist der Antragsteller zu informieren. Eine ablehnende 
Entscheidung ist dem Antragsteller schriftlich mitzuteilen sowie 
sachlich und rechtlich zu begründen. Diese Mitteilung hat eine 
Rechtsmitteibelehrung zu enthalten.

§ 10

(1) Gegen nach dieser Durchführungsverordnung getroffene Ent­
scheidungen ist das Rechtsmittel der Beschwerde zulässig. Die 
Beschwerde hat aufschiebende Wirkung.

(2) Die Beschwerde ist schriftlich oder mündlich innerhalb von 
2 Wochen nach Zugang der Entscheidung bei der Stelle einzulegen, 
durch die die Entscheidung mitgeteilt wurde. Die Beschwerde ist 
demjenigen zuzuleiten, der die Entscheidung getroffen hat.

(3) Über die Beschwerde ist innerhalb von 2 Wochen nach ihrem 
Eingang zu entscheiden. Wird der Beschwerde nicht stattgegeben, ist 
sie innerhalb dieser Frist dem übergeordneten Leiter zur Entschei­
dung zuzuleiten. Der übergeordnete Leiter hat innerhalb weiterer 
2 Wochen abschließend zu entscheiden.

(4) Die Entscheidung über die Beschwerde ist dem Beschwerdefüh­
renden schriftlich mitzuteilen sowie sachlich und rechtlich zu begrün­
den. Die Mitteilung hat den Hinweis auf die Möglichkeit der 
gerichtlichen Nachprüfung zu enthalten.

(1) Gegen Entscheidungen nach dieser Durchführungsverordnung 
kann der Ausländer, wenn seiner Beschwerde nicht abgeholfen wurde, 
innerhalb eines Monats nach Zugang der abschließenden Entschei­
dung Antrag auf Nachprüfung durch das Gericht stellen.

(2) Das Gericht kann in der Sache selbst entscheiden.

§12

(1) Ausländer haben die Deutsche Demokratische Republik unver­
züglich zu verlassen, wenn der nach dieser Durchführungsverordnung 
gestellte Antrag abgelehnt und im Ergebnis der Beschwerde und 
gerichtlichen Nachprüfung keine andere Entscheidung getroffen 
wurde.

(2) Die Pflicht zur Ausreise besteht nicht, wenn dem Ausländer aus 
anderen Gründen der Aufenthalt in der Deutschen Demokratischen 
Republik gestattet wird.

§ 13

(1) Wird der Pflicht zur Ausreise nicht nachgekommen, wird der 
Ausländer gemäß §7 des Ausländergesetzes vom 28. Juni 1979 
ausgewiesen.

(2) Ein Ausländer darf nicht in einen Staat ausgewiesen werden, in 
dem sein Leben oder seine Freiheit wegen seiner Rasse, Religion, 
Nationalität, seiner Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen 
Gruppe oder wegen seiner politischen Überzeugung bedroht ist. Dies 
gilt nicht, wenn der Ausländer aus schwerwiegenden Gründen als eine 
Gefahr für die Sicherheit der Deutschen Demokratischen Republik 
anzusehen ist oder eine Gefahr für die Allgemeinheit bedeutet, weil er 
wegen einer besonders schweren Straftat rechtskräftig verurteilt 
worden ist.

(3) Bei Einlegung einer Beschwerde gegen die Ausweisung wird 
diese Maßnahme bis zur endgültigen Entscheidung ausgesetzt.

§ 14

(1) Für die Bearbeitung von Anträgen auf Asyl und daraus folgende 
Verwaltungshandlungen werden keine Gebühren erhoben.

(2) Kosten, die durch die Ausweisung entstehen, hat der Ausländer 
zu tragen. Zur Sicherung der Ausreisekosten können Rückflugscheine 
und sonstige Fahrausweise, die im Besitz des Ausländers sind, in 
Verwahrung genommen werden.

§15

Diese Durchführungsverordnung tritt am 1. August 1990 in Kraft.

Berlin, den 11. Juli 1990

Der Ministerrat 
der Deutschen Demokratischen Republik 

de Maiziere
> Ministerpräsident

Dr. Diestel
Minister des Innern

Durchführungsverordnung 
zum Gesetz

über die Gewährung des Aufenthaltes für Ausländer in der 
Deutschen Demokratischen Republik

— Ausländergesetz — 
zur Gewährung des ständigen Wohnsitzes bzw. des länger 

befristeten Aufenthaltes (Wohnsitzverordnung)
vom 11. Juli 1990

Auf der Grundlage des § 9 des Ausländergesetzes vom 28. Juni 
1979 (GBl. I Nr. 17 S. 149) wird folgendes verordnet:

§1

(1) Die Bestimmungen dieser Durchführungsverordnung regeln das 
Verfahren der Beantragung und Entscheidung von Anträgen auf 
ständigen Wohnsitz bzw. länger befristeten Aufenthalt in der Deut­
schen Demokratischen Republik von Ausländern.

(2) Diese Durchführungsverordnung gilt nicht für Personen, die die 
deutsche Staatsangehörigkeit besitzen.

§2

(1) Ausländer können Antrag auf ständigen Wohnsitz bzw. länger 
befristeten Aufenthalt in der Deutschen Demokratischen Republik 
stellen. Gründe dafür sind insbesondere
a) die bestehende Ehe oder die unmittelbar bevorstehende Ehe­

schließung mit einem . Bürger der Deutschen Demokratischen 
Republik bzw. mit einem in der Deutschen Demokratischen 
Republik wohnhaften Ausländer,
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b) die Familienzusammenführung,
c) Berufsausbildung,
d) Berufsausübung oder
e) Studium.

(2) Für Minderjährige sind die Anträge durch die Erziehungs­
berechtigten zu stellen.

§3
Die Anträge sind schriftlich bei den Botschaften oder Konsulari­

schen Vertretungen der Deutschen Demokratischen Republik zu 
stellen. In den zuständigen Dienststellen des Paß- und Meldewesens 
ist eine Antragstellung nur möglich, wenn der Ausländer sich bereits 
länger als 6 Monate rechtmäßig in der Deutschen Demokratischen 
Republik aufhält.

§4

(1) Zur Antragstellung gehören
a) ein formgebundener Antrag,
b) ein amtlicher Nachweis, daß der Antragsteller das Erziehungs­

recht für Minderjährige hat, für die er den Antrag mit stellt,
c) ein polizeiliches Führungszeugnis oder gleichzusetzendes amt­

liches Dokument des Staates, in dem sein bisheriger Wohnsitz 
war. Die Beibringung ist nicht erforderlich, wenn sich der 
Ausländer bereits länger als 6 Monate rechtmäßig in der 
Deutschen Demokratischen Republik aufhält,

d) ein Lebenslauf,
e) Nachweise über die Sicherung des Lebensunterhaltes in der 

Deutschen Demokratischen Republik, Qualifikationen sowie 
weitere für den Aufenthaltszweck erforderliche Nachweise,

f) ein Nachweis über angemessenen Wohnraum bzw. Unterkunft 
in Gemeinschafts- oder Beherbergungsstätten.

(2) Eine Zustimmung des Staates, dessen Staatsbürgerschaft der 
Antragsteller besitzt, ist nicht erforderlich.

§5

Ein Antrag wird nicht genehmigt, wenn
a) die innere Sicherheit oder andere wesentliche Belange der 

Deutschen Demokratischen Republik gefährdet sind,
b) Handlungen des Antragstellers bekannt werden, die nach den 

Gesetzen der Deutschen Demokratischen Republik als Strafta­
ten verfolgt werden,

c) der Antragsteller in der Deutschen Demokratischen Republik 
Aufenthalt hatte und ihm die Genehmigung dafür entzogen, für 
ungültig erklärt oder er aus der Deutschen Demokratischen 
Republik ausgewiesen wurde und die eventuelle zeitliche Be­
grenzung dieser Maßnahmen noch nicht abgelaufen ist,

d) der Lebensunterhalt und eine angemessene Unterkunft in der 
Deutschen Demokratischen Republik nicht gesichert sind,

e) durch den Antragsteller gegen geltende Einreise- und Aufent­
haltsbestimmungen verstoßen wurde.

§6
(1) Der Leiter der zuständigen Dienststelle des Paß- und Meldewe- 

sens entscheidet über die Genehmigung zum länger befristeten 
Aufenthalt in der Deutschen Demokratischen Republik und über die 
Durchführung eines Aufnahmeverfahrens zur Gewährung des ständi­
gen Wohnsitzes in der Deutschen Demokratischen Republik.

(2) Der Leiter der zuständigen Dienststelle des Ministeriums des 
Innern entscheidet über die Genehmigung des ständigen Wohnsitzes 
in der Deutschen Demokratischen Republik, wenn das Aufnahmever­
fahren im Zentralen Aufnahmeheim durchgeführt wird. Der Leiter der 
zuständigen Dienststelle des Paß- und Meldewesens entscheidet 
darüber, wenn das Aufnahmeverfahren am künftigen Wohnort 
durchgeführt wird.

§7
Zur Vorbereitung der Entscheidung gemäß § 6 Absatz 1 arbeitet 

der Leiter der zuständigen Dienststelle des Paß- und Meldewesens 
mit Leitern weiterer Dienststellen und Einrichtungen, wie z. B. dem 
Leiter des zuständigen Amtes für Arbeit und dem Leiter der 
Wohnraumlenkung, sowie dem Ausländerbeauftragten zusammen.

§8
(1) Das Aufnahmeverfahren zur Gewährung des ständigen Wohn­

sitzes in der Deutschen Demokratischen Republik wird durch eine 
damit beauftragte Dienststelle des Ministeriums des Innern durch­
geführt.

(2) Das Aufnahmeverfahren wird am zukünftigen Wohnort durch­
geführt, wenn
a) es sich um Ausländer handelt, die zu Familienangehörigen 

(Ehepartner, Vater, Mutter, Kind) nachziehen wollen und deren 
wohnungsmäßige Unterbringung bis zur Entscheidung des 
Antrages gewährleistet ist,

b) es sich um hochschwangere oder alleinstehende Frauen mit 
Kleinkindern oder gebrechliche Personen handelt und die 
Bereitstellung von Wohnraum und die Versorgung gewährleistet 
ist,

c) der Antrag während eines länger befristeten Aufenthaltes in der 
Deutschen Demokratischen Republik gestellt wurde und es sich 
dabei um Ausländer handelt, deren wohnungsmäßige Unterbrin­
gung bis zur Entscheidung des Antrages gewährleistet ist

(3) Das Aufnahmeverfahren erstreckt sich auf
a) die Feststellung der Identität,
b) die Prüfung der Angaben des Antragstellers sowie das Vorliegen 

der Gründe gemäß der §§ 2 und 5,
c) die Vorbereitung der Integration, 
d) die soziale und rechtliche Beratung des Ausländers.

§9
(1) Entscheidungen gemäß §6 Absatz 1 werden innerhalb von 4 

Wochen getroffen. Die Bearbeitungsfrist beginnt am Tag des Ein­
gangs der Antragsunterlagen gemäß § 4 Absatz 1 bei der zuständigen 
Dienststelle des Paß- und Meldewesens.

(2) Wurde der Antrag durch den Ausländer zulässigerweise in der 
Deutschen Demokratischen Republik gestellt, gilt der Aufenthalt bis 
zur Entscheidung über den Antrag als genehmigt, soweit nicht eine 
andere Genehmigung zum Aufenthalt wirksam ist

§ 10
(1) Der länger befristete Aufenthalt wird dem Aufenthaltszweck 

entsprechend genehmigt Dazu wird eine Aufenthaltsgenehmigung 
mit einer Gültigkeit bis zu 2 Jahren erteilt, die um jeweils bis zu 
2 Jahren verlängert wird.

(2) Wurde der ständige Wohnsitz genehmigt, wird eine Aufenthalts­
erlaubnis erteilt.

(3) Die erteilte Genehmigung zum Aufenthalt wird in den Paß des 
Ausländers eingetragen.

§11
(1) Die Genehmigung für einen länger befristeten Aufenthalt kann 

entzogen werden, wenn die Gründe nicht mehr vorliegen.
(2) Die Genehmigung zum ständigen Wohnsitz kann nur entzogen 

werden, wenn Gründe im Sinne des § 5 von besonderem Gewicht 
vorliegen.

§ 12
Anträge auf ständigen Wohnsitz oder länger befristeten Aufenthalt 

in der Deutschen Demokratischen Republik können nach erfolgter 
Ablehnung frühestens nach 6 Monaten erneut gestellt werden.
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§ 13
Über eine nach dieser Durchführungsverordnung getroffene Ent­

scheidung ist der Antragsteller zu informieren. Eine ablehnende 
Entscheidung ist dem Antragsteller schriftlich mitzuteilen sowie 
sachlich und rechtlich zu begründen. Diese Mitteilung hat eine 
Rechtsmittelbelehrung zu enthalten.

§ 14
(1) Gegen nach dieser Durchführungsverordnung getroffene Ent­

scheidungen ist das Rechtsmittel der Beschwerde zulässig. Die 
Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung. Befindet sich der 
Beschwerdeführende in der Deutschen Demokratischen Republik, ist 
die Pflicht zur Ausreise bis zur endgültigen Entscheidung ausgesetzt.

(2) Die Beschwerde ist schriftlich oder mündlich innerhalb von 2 
Wochen nach Zugang der Entscheidung bei der Stelle einzulegen, 
durch die die Entscheidung mitgeteilt wurde. Die Beschwerde ist 
demjenigen zuzuleiten, der die Entscheidung getroffen hat.

(3) Über die Beschwerde ist innerhalb von 2 Wochen nach ihrem 
Eingang zu entscheiden. Wird der Beschwerde nicht stattgegeben, ist 
sie innerhalb dieser Frist dem übergeordneten Leiter zur Entschei­
dung zuzuleiten. Der übergeordnete Leiter hat innerhalb weiterer 2 
Wochen abschließend zu entscheiden.

(4) Die Entscheidung über die Beschwerde ist dem Beschwerdefüh­
renden schriftlich mitzuteilen sowie sachlich und rechtlich zu begrün­
den. Die Mitteilung hat den Hinweis auf die Möglichkeit der 
gerichtlichen Nachprüfung zu enthalten.

§15
(1) Gegen Entscheidungen nach dieser Durchführungsverordnung 

kann der Ausländer, wenn seiner Beschwerde nicht abgeholfen wurde, 
innerhalb eines Monats nach Zugang der abschließenden Entschei­
dung Antrag auf Nachprüfung durch das Gericht stellen.

(2) Das Gericht kann in der Sache selbst entscheiden.

§ 16

(1) Ausländer haben die Deutsche Demokratische Republik unver­
züglich zu verlassen, wenn der nach dieser Durchführungsverordnung 
gestellte Antrag abgelehnt und im Ergebnis der Beschwerde und 
gerichtlichen Nachprüfung keine andere Entscheidung getroffen 
wurde.

(2) Die Pflicht zur Ausreise besteht nicht, wenn dem Ausländer aus 
anderen Gründen der Aufenthalt in der Deutschen Demokratischen 
Republik gestattet ist

§17
(1) Wird der Pflicht zur Ausreise nicht nachgekommen, wird der 

Ausländer gemäß § 7 des Ausländergesetzes vom 28. Juni 1979 
ausgewiesen.

(2) Bei Einlegung einer Beschwerde gegen die Ausweisung wird 
diese Maßnahme bis zur endgültigen Entscheidung ausgesetzt. Die 
Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung, wenn der Ausländer 
ohne Genehmigung in die Deutsche Demokratische Republik ein­
gereist ist

§ 18

(1) Für Verwaltungshandlungen nach dieser Durchführungsverord­
nung werden Gebühren entsprechend den Rechtsvorschriften er­
hoben.

(2) Für die Beantragung einer gebührenpflichtigen Verwaltungs­
handlung wird eine Bearbeitungsgebühr erhoben. Sie ist bei der 
Beantragung in Höhe der halben Gebühr für die Verwaltungshand­
lung zu entrichten. Die Bearbeitungsgebühr ist auf die Gebühr für die 
Verwaltungshandlung anzurechnen. Bearbeitungsgebühren werden 
nicht zurückerstattet

(3) Kosten, die durch die Ausweisung entstehen, hat der Ausländer 
zu tragen.

§ 19
(!) Diese Durchführungsverordnung tritt am 1. August 1990 in 

Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung vom 30. November 1988 zur 
Gewährung des ständigen Wohnsitzes für Ausländer, in der Deut­
schen Demokratischen Republik und zur Eheschließung von'Bürgern 
der Deutschen Demokratischen Republik mit Ausländern (GBl. I 
Nr. 25 S. 274) in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. Januar 
1990 über die Aufhebung von Rechtsvorschriften (GBl. I Nr. 3 S. 13) 
außer Kraft.

Berlin, den 11. Juli 1990

Der Ministerrat
der Deutschen Demokratischen Republik

de Maiziere
Ministerpräsident

Dr. Diestel
Minister des Innern
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Verordnung
über finanzielle Leistungen bei vorzeitiger Beendigung 

der Beschäftigung ausländischer Bürger
m Unternehmen der DDR

vom 18. Juli 1990

§1
Aufwendungen gemäß § 5 der „Verordnung über die Verän­

derung von Arbeitsrechtsverhältnissen mit ausländischen Bür­
gern, die auf der Grundlage von Regierungsabkommen in der 
DDR beschäftigt und qualifiziert werden“ vom 13. Juni 1990 
(GBl. I Nr. 35 S. 398) (nachfolgend als Verordnung vom 
13. Juni 1990 bezeichnet)

a) Gewährung einer finanziellen Ausgleichszahlung in 
Höhe von 70% des bisherigen Nettodurchschnittslohnes 
durch das Unternehmen bis zur Ausreise, mindestens 
jedoch für die Dauer von drei Monaten, wenn die Wei­
terbeschäftigung im Unternehmen oder in einem an­
deren Unternehmen nicht gewährleistet werden kann,

b) Unterbringung im Wohnheim des Unternehmens bis 
zur Ausreise zu den Bedingungen des jeweiligen Re­
gierungsabkommens,

c) durch das Unternehmen bezahlte und organisierte Aus­
reise in den Heimatstaat

können bei Zahlungsunfähigkeit der Unternehmen auf An­
trag aus dem Staatshaushalt erstattet werden. Der Antrag 
ist an das Ministerium der Finanzen zu stellen.

§2
(1) Ausländische Bürger, deren Arbeitsrechtsverhältnisse 

wegen zwingender Gründe gemäß § 2 Abs. 2 der Verordnung 
vom 13. Juni 1990 vor Ablauf der vereinbarten Einsatzdauer 
durch die Unternehmen beendet werden müssen und die in 
ihr Heimatland zurückkehren, erhalten eine einmalige Un­
terstützung in Höhe von 3 000 DM ausgezahlt.

(2) Die Aufwendungen für die einmalige Unterstützung sind 
durch die Unternehmen zu tragen. Die Unternehmen können 
in begründeten Fällen Anträge auf eine Bereitstellung der 
Aufwendungen aus dem Staatshaushalt an das Ministerium 
der Finanzen richten.

§3
Diese Verordnung tritt mit ihrer Veröffentlichung in Kraft.
Berlin, den 18. Juli 1990

Der Ministerrat
der Deutschen Demokratischen Republik

de Maiziere
Ministerpräsident

Dr. Pohl
Minister für Wirtschaft

Dr. Hildebrandt
Minister für Arbeit und Soziales








